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I.  Zusammenfassung und Ergebnisse 

Diese Masterarbeit befasst sich mit der Frage, wie in der verwaltungsinternen Erlassvorberei-

tung zur Verbesserung der Vollzugstauglichkeit von Erlassen beigetragen werden kann. Dazu 

werden in Teil II das Rechtsetzungsverfahren «Einführung der Mehrwertabgabe im Kanton 

Aargau» und die ersten Vollzugserfahrungen dazu analysiert. Die wichtigsten bei Einführung 

der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau festgestellten Vollzugsherausforderungen sind die 

Folgenden: 

 

1. Detaillierte Vollzugsüberlegungen sind erst nach Inkrafttreten der neuen Rechtsnor-

men erfolgt. Die Rechtsnormen mussten schnell wieder revidiert werden. 

2. Der neue Geschäftsprozess zur Erhebung der Mehrwertabgabe ist erst nach Inkrafttre-

ten der neuen Rechtsnormen detailliert erfasst worden. Wichtige Fragestellungen (bei-

spielsweise zu Kontrollmöglichkeiten) wurden dadurch erst spät bemerkt. 

3. Im Rechtsetzungsverfahren ist gewissen zeitlichen Aspekten des neuen Geschäftspro-

zesses zu wenig Bedeutung beigemessen worden.  

4. Der Fokus lag im Rechtsetzungsverfahren auf dem erwarteten Normalfall. Ausnahme-

fälle und deren Auswirkungen auf den Vollzug wurden erst beim Vollzug entdeckt. 

5. Der Fokus lag im Rechtsetzungsverfahren auf dem Idealfall korrekter Daten. Erst im 

Vollzug wurde realisiert, dass die Daten verifiziert werden müssen. 

6. Die gewählte Übergangsregelung führte zu Widerstand bei betroffenen Gemeinden. 

7. Wichtige Überlegungen aus dem Rechtsetzungsverfahren waren eher knapp dokumen-

tiert, was viele Praxisentscheide der Vollzugsbehörde erforderte. 

 

Im Teil III dieser Masterarbeit werden die wichtigsten theoretischen Grundlagen zu Rechtset-

zung, Rechtsanwendung und Projektmanagement zusammengestellt. Anhand der Erfahrungen 

mit dem Rechtsetzungsverfahren «Einführung der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau» und 

gestützt auf diese theoretischen Grundlagen werden in Teil IV interdisziplinäre Ansätze her-

ausgearbeitet, wie in Zukunft in der verwaltungsinternen Erlassvorbereitung zur Verbesserung 

der Vollzugstauglichkeit der Erlasse beigetragen werden könnte. Die wichtigsten Erkenntnis-

se sind: 

 

1. Rechtsetzungsprojekte sollten erst nach Inkrafttreten der Rechtsnormen und nach einer 

Einführungsphase gemäss Projektmanagement beendet werden. 

2. Die graphische Darstellung des Policy Cycles sollte das ineinander Übergreifen der 

einzelnen Phasen visualisieren. 

3. Es ist grosser Wert auf argumentativ gut formulierte Botschaften zu legen. Die verwal-

tungsinternen Führungskräfte sollten entsprechend sensibilisiert werden. 

4. Die Vorlagen für Botschaften an den Grossen Rat im Kanton Aargau sollten mit Hin-

weisen zur Prüfung der Vollzugstauglichkeit von Erlassen ergänzt werden. 

5. In Rechtsetzungsverfahren sollten immer systematisch hypothetische Test Cases 

durchgespielt werden.  
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6. Es sollte geprüft werden, ob das Mitberichtsverfahren und das Anhörungsverfahren im 

Kanton Aargau in Bezug auf die Prüfung der Vollzugstauglichkeit von Erlassen opti-

miert werden können. 

7. Für qualitativ hochwertige Rechtsetzungsverfahren sind genügend Ressourcen wich-

tig.  

8. Das interdisziplinäre Denken bei Juristinnen und Juristen sollte gefördert werden. 

9. Die Projektleitungen von Rechtsetzungsprojekten sollten für Geschäftsprozesse und 

deren Wichtigkeit in Rechtsetzungsverfahren sensibilisiert werden. 

10. In der Verwaltung sollten einfache Tools zur Modellierung von Geschäftsprozessen 

zur Verfügung stehen und die Mitarbeitenden das Know-How zu deren Nutzung ha-

ben. 

 

 

Es wird nie ein perfekt durchgeführtes Rechtsetzungsverfahren geben. Auch bei noch so guter 

verwaltungsinterner Erlassvorbereitung kann der Gesetzgeber in keinem Rechtsetzungsver-

fahren an alles denken und alles Gedachte perfekt formulieren. Vollzugsfragen sind somit 

unvermeidbar. Ziel eines jeden Rechtsetzungsverfahrens sollte aber eine möglichst umfassend 

gedachte Rechtsetzung mit einer vollständigen und nachvollziehbaren Dokumentation sein. 

Dem Aspekt der Vollzugstauglichkeit sollte bei der verwaltungsinternen Erlassvorbereitung in 

Zukunft vermehrt Beachtung geschenkt werden. 
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Teil I: Grundlagen 

1. Ausgangslage 

Die Bestimmungen zur Mehrwertabgabe sind im Kanton Aargau per 1. Mai 2017 in Kraft 

getreten. Diese gesetzlichen Bestimmungen wurden durch eine interdepartementale Arbeits-

gruppe erarbeitet. Die Verfasserin dieser Masterarbeit arbeitete vom 1. Juli 2017 bis 30. April 

2021 als Projektleiterin für die Umsetzung der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau. Ihre Auf-

gabe war es einerseits, den Prozess zur Erhebung der Mehrwertabgabe aufzugleisen und für 

die Gemeinden und für interne Mitarbeitende alle notwendigen Hilfsmittel für einen effekti-

ven und effizienten Vollzug der Mehrwertabgabe zu erarbeiten. Andererseits war sie auch 

dafür verantwortlich, dass der Kantonsanteil von 10% des Mehrwerts korrekt erhoben wird.  

 

Es zeigte sich bald, dass die gesetzlichen Bestimmungen in Bezug auf den Vollzug verschie-

dene Fallstricke enthielten. So war trotz der zeitlichen Nähe zwischen Gesetzgebung und Ge-

setzesanwendung häufig nicht klar, welches die Überlegungen des Gesetzgebers zu einzelnen 

Bestimmungen waren. Unklar war auch, wie der Geschäftsprozess zur Erhebung der Mehr-

wertabgabe aussehen sollte. Innert relativ kurzer Zeit waren zwei Teilrevisionen der Mehr-

wertabgabeverordnung nötig. Auch bei einer noch so umsichtigen Gesetzgebung stellen sich 

gewisse Fragen immer erst im Vollzug.1 Trotzdem drängte sich die Vermutung auf, dass ge-

wisse Vollzugsfragen wohl hätten vermieden werden können. 

2. Zielsetzung, Fragestellung und Abgrenzung 

Mit dieser Masterarbeit sollen die Vollzugsherausforderungen im Bereich Mehrwertabgabe 

im Kanton Aargau analysiert und daraus Erkenntnisse für zukünftige Rechtsetzungsverfahren 

gewonnen werden. Die Masterarbeit bewegt sich damit an der Schnittstelle zwischen Recht-

setzung und Rechtsanwendung. Grundlage ist das abgeschlossene Rechtsetzungsverfahren zur 

Mehrwertabgabe im Kanton Aargau und die Vollzugserfahrungen dazu. Es soll mit Hilfe von 

interdisziplinären Lösungsansätzen abgeleitet werden, welche Massnahmen im Rahmen einer 

verwaltungsinternen Erlassvorbereitung getroffen werden können, um die Vollzugstauglich-

keit von Erlassen zu erhöhen und damit zur Vermeidung von Vollzugsdefiziten beizutragen. 

Dieser Zielsetzung liegt die Annahme zugrunde, dass nur praxistaugliche Gesetze ihre Wir-

kung entfalten können. Zweck dieser Arbeit ist keine Optimierung im Bereich Mehrwertab-

gabe. Solche sind im Verlaufe der letzten Jahre bereits erfolgt. Stattdessen sollen aufgrund der 

Praxiserfahrungen allgemeine Erkenntnisse für zukünftige Rechtsetzungsverfahren abgeleitet 

werden. Es handelt sich um eine praxisorientierte, reflektierende Arbeit. 

 

Forschungsfrage: Wie kann in der verwaltungsinternen Erlassvorbereitung zur Verbesserung 

der Vollzugstauglichkeit beigetragen werden? 

 
1 Kettiger, Gesetzescontrolling, S. 69 lit. a mit Hinweis auf unvorhersehbare Entwicklungen und Folgen dynami-

scher Prozesse. 
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Diese Masterarbeit konzentriert sich auf die Rechtsetzungsphase der verwaltungsinternen Er-

lassvorbereitung. Nicht Gegenstand dieser Masterarbeit sind die Phasen der politischen Wil-

lensbildung, die parlamentarische Beratung sowie die Evaluation zur Wirksamkeit eines Er-

lasses. Dieser Arbeit liegt die Prämisse zugrunde, dass diejenigen Aspekte, welche gemäss 

Normkonzept inhaltlich geregelt werden sollen, aus rechtsetzungstechnischer Sicht auch gut 

geregelt werden. Der Fokus dieser Masterarbeit liegt deshalb nicht auf der Rechtsetzungs-

technik, sondern auf denjenigen Aspekten, an die im Rechtsetzungsverfahren nicht gedacht 

worden ist. Rechtsetzung ist eine interdisziplinäre Aufgabe, weshalb auch interdisziplinäre 

Lösungsansätze abgeleitet werden. Im Rahmen dieser Masterarbeit wird es jedoch nicht mög-

lich sein, die Fragestellung vollständig interdisziplinär aufzuarbeiten. Eine umfassende Ab-

handlung der Fragestellung auf alle Phasen der Rechtsetzung, mit vollständig interdisziplinä-

rem Blick und mit Blick auf die Wirksamkeit von Gesetzen im Allgemeinen, würde den Um-

fang dieser Arbeit bei weitem sprengen. Diese Unvollständigkeit wird bewusst in Kauf ge-

nommen. 

3. Methodisches Vorgehen 

In einem ersten Schritt werden die wichtigsten sich in der Praxis gezeigten Vollzugsschwie-

rigkeiten im Bereich Mehrwertabgabe im Kanton Aargau zusammengestellt sowie der Um-

gang damit dargestellt. Dies erfolgt im Wesentlichen anhand einer Dokumentenanalyse sämt-

licher vorhandener Unterlagen (insbesondere der Rechtsetzungsunterlagen zur Mehrwertab-

gabe). In einem zweiten Schritt werden die für die Fragestellung wichtigen theoretischen 

Grundlagen anhand der relevanten interdisziplinären Literatur erarbeitet. Mit Blick auf zu-

künftige Rechtsetzungsverfahren im Kanton Aargau soll in einem dritten Schritt ein Experten-

Interview mit dem Leiter der Abteilung Raumentwicklung stattfinden. Dabei soll her-

ausgefunden werden, was seiner Ansicht nach hilfreich gewesen wäre, um den Vollzugs-

schwierigkeiten entgegenzuwirken. Gestützt auf die daraus gewonnenen Erkenntnisse wer-

den interdisziplinäre Ansätze für eine bessere Vollzugstauglichkeit für zukünftige Rechtset-

zungsverfahren abgeleitet. 
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Teil II: Erfahrungen zum Vollzug der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau 

1. Grundzüge der Mehrwertabgabe 

Bei einem planungsbedingten Mehrwert handelt es sich um einen Wertzuwachs, den ein 

Grundstück durch eine raumplanerische Massnahme erfahren hat: Dies können Einzonungen, 

Auf- und Umzonungen oder sonstige raumplanerische Akte wie die Erteilung von Ausnah-

mebewilligungen sein.2 Der Mehrwert entspricht der Differenz zwischen den geschätzten 

Landwerten vor und nach den raumplanerischen Massnahmen.3 Wird beispielsweise Land-

wirtschaftsland neu einer Bauzone zugeteilt, steigt der Wert des Landes erheblich; dies ohne 

jegliches Zutun der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer.4 Mit der Mehrwertabgabe 

schöpft die öffentliche Hand einen Teil der Vorteile ab, die einem einzelnen Grundbesitzer 

«über Nacht» entstehen, indem die öffentliche Hand seine Parzelle einzont, auf- oder um-

zont.5  

 

Gemäss Art. 5 Abs. 1 des Raumplanungsgesetz des Bundes (Raumplanungsgesetz, RPG; SR 

700) hätten die Kantone seit langem einen angemessenen Ausgleich für planungsbedingte 

erhebliche Vor- und Nachteile schaffen sollen. Lange Zeit kamen viele Kantone dieser Forde-

rung jedoch nicht nach.6 Mit dem revidierten Raumplanungsgesetz des Bundes wurden die 

Kantone deshalb verpflichtet, ihre kantonalen Regelungen entsprechend anzupassen. Die 

Bestimmungen zur Mehrwertabgabe sind im Kanton Aargau per 1. Mai 2017 in Kraft getre-

ten.  

 

2. Wichtigste Vollzugsherausforderungen 

Im Kanton Aargau stellte die Erhebung der Mehrwertabgabe eine neue Aufgabe dar.7 Im Fol-

genden wird aufgezeigt, welches im Kanton Aargau bei Einführung der Mehrwertabgabe die 

wichtigsten Vollzugsherausforderungen waren. Für jede aufgeführte Vollzugsherausforderung 

wird darauf hingewiesen, wie in der Praxis damit umgegangen wurde. Zusätzlich wird darauf 

verwiesen, welches die daraus im Teil IV abgeleiteten möglichen Verbesserungsansätze für 

zukünftige Rechtsetzungsprojekte sind. 

 

 
2 Lezzi, S. 137 
3 Rüssli, S. 192 
4 Rüssli, S. 187 
5 Lezzi, S. 137 und S. 138 
6 Rüssli, S. 187 und S. 188 
7 Interview im Anhang 2; Frage 5 
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2.1 Später Zeitpunkt der Vollzugsüberlegungen 

Heraus-

forderung 

Die Gesetzgebungsarbeiten im Kanton Aargau zur Einführung der Mehr-

wertabgabe starteten im Jahr 2014.8 Zur Umsetzung von Art. 5 RPG erfolgte 

eine Teilrevision des Gesetzes über Raumentwicklung und Bauwesen (Bauge-

setz, BauG; SAR 713.100). Der Grosse Rat des Kantons Aargau hat diese 

Teilrevision des BauG im September 2016 beschlossen. Zusätzlich hat der 

Regierungsrat des Kantons Aargau im März 2017 gestützt auf einen Bericht 

des Departements Bau, Verkehr und Umwelt (BVU) eine neue Verordnung 

über die Mehrwertabgabe (Mehrwertabgabeverordnung, MWAV; SAR 

713.116) beschlossen. Alle diesen neuen Bestimmungen zur Mehrwertabgabe 

traten am 1. Mai 2017 in Kraft. Die Verfasserin dieser Masterarbeit trat ihre 

neu geschaffene Stelle als Projektleiterin für die Umsetzung der Mehrwertab-

gabe per 1. Juli 2017 an, also zwei Monate nach Inkrafttreten der neuen Be-

stimmungen.9 Der für die Grundstückschätzungen zuständige Mitarbeiter trat 

seine neu geschaffene Stelle zu einem noch späteren Zeitpunkt - per 1. Sep-

tember 2017 - an. 

 

Bis zum Zeitpunkt dieser Stellenantritte der mit dem Vollzug der Mehr-

wertabgabe betrauten Mitarbeitenden erfolgten zwar Überlegungen zum Voll-

zug, allerdings eher rudimentär und nicht systematisch.10 Verschiedenste 

Hilfsmittel zur Erhebung der Mehrwertabgabe, wie ein Handbuch für die Ge-

meinden, diverse Formulare, Checklisten etc. wurden erst innerhalb zweier 

Jahre nach Inkrafttreten der neuen Bestimmungen zur Mehrwertabgabe er-

stellt und den von den neuen Bestimmungen betroffenen Gemeinden zur Ver-

fügung gestellt (auffindbar unter: Werkzeugkasten 6 - Kanton Aargau 

(ag.ch)). Mit dem Erarbeiten dieser Hilfsmittel zeigte sich verschiedener An-

passungsbedarf an den Rechtsnormen. 

 

Herange-

hensweise in 

der Praxis 

Nach dem Antritt ihrer Stellen arbeiteten die mit der Projektleitung für die 

Umsetzung der Mehrwertabgabe betraute Verfasserin dieser Masterarbeit als 

auch ihr für die Grundstückschätzungen zuständiger Kollege unter Hoch-

druck. Es galt schnellst möglich das Verfahren zur Erhebung der Mehr-

wertabgabe aufzugleisen, um überhaupt die ersten Praxisfälle bearbeiten zu 

können. Durch die späten Stellenbesetzungen erst nach Inkrafttreten der neuen 

Bestimmungen war jedoch eine Art Vakuum entstanden. Zu Beginn gab es 

unzählige offene Fragen und einen grossen Arbeitsstau. In der Folge beant-

worteten sie als erstes diejenigen Fragen, die sich gerade am dringendsten 

stellten. Das führte unweigerlich zu einem puzzlehaften und nicht sehr struk-

 
8 Interview im Anhang 2; Frage 4 
9 Projektstellenbewilligung gemäss bereinigtem Bericht des BVU zur Mehrwertabgabeverordnung, S. 4 ff. 
10 Interview im Anhang 2; Fragen 5, 7 und 8 

https://www.ag.ch/de/bvu/raumentwicklung/innenentwicklung/werkzeugkasten/werkzeugkasten_6/werkzeugkasten_6-2.jsp
https://www.ag.ch/de/bvu/raumentwicklung/innenentwicklung/werkzeugkasten/werkzeugkasten_6/werkzeugkasten_6-2.jsp
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turierten Vorgehen. Erst im Verlaufe der Zeit ergab sich ein Überblick über 

das Grosse und Ganze. Durch das Erarbeiten der Hilfsmittel ergaben sich fort-

laufend neue Erkenntnisse. Schon kurz nach deren Inkrafttreten musste des-

halb die Mehrwertabgabeverordnung bereits wieder revidiert werden (s. auch 

Ziffer 2.4).  

 

Mögliche 

zukünftige 

Ansätze 

Verbesserungsansätze für zukünftige Rechtsetzungsprojekte (s. entsprechende 

Ziffern in Teil IV): 

1. Rechtsetzungsprojekte mit Einführungsphase nach Projektmanage-

ment 

2. Verständnis des Policy Cycles mit ineinander übergreifenden Phasen 

7. Genügend Ressourcen für Rechtsetzungsverfahren 

 

 

2.2 Später Zeitpunkt der detaillierten Modellierung des Geschäftsprozesses 

Heraus-

forderung 

Die Mehrwertabgabe wurde im Kanton Aargau neu eingeführt. Auch der Ge-

schäftsprozess zur Erhebung der Mehrwertabgabe war deshalb neu. Im Rah-

men des Rechtsetzungsverfahrens erarbeitete die interdepartemental zusam-

mengesetzte Arbeitsgruppe auch die Eckpfeiler des neuen Verfahrens.11 Ge-

stützt auf diese Überlegungen wurden im Erlassentwurf die Zuständigkeiten 

geregelt. Im Kanton Aargau sind aufgrund der hoch gewichteten Gemeindeau-

tonomie zur Hauptsache die Gemeinden für die Erhebung der Mehrwertabga-

be zuständig (§ 28b ff. BauG). Der Kanton ist aber mit 10% am Mehrwert 

beteiligt (§ 28e BauG) und hat deshalb ein grosses finanzielles Interesse da-

ran, dass die Mehrwertabgabe korrekt erhoben wird. Aus diesem Grund sind 

in der Mehrwertabgabeverordnung verschiedene Informationspflichten für die 

Gemeinden enthalten (§ 3 MWAV).  

 

Trotz dieser vermeintlich klaren Zuständigkeiten stellten sich in der Praxis 

schnell verschiedenste Fragen. Die mit Hilfe einer Word-Datei erarbeiteten 

Eckpfeiler des neuen Verfahrens enthielten keine Details. Diese fehlenden 

Details erwiesen sich in der Praxis als knifflig. Durch das eigene Interesse des 

Kantons an der korrekten Erhebung der Mehrwertabgabe bestehen trotz im 

Gesetz vorgesehener Zuständigkeit der Gemeinden gegenseitige Abhängigkei-

ten und vielfältige Verflechtungen zwischen den Gemeinden und dem Kanton. 

Nicht geklärt waren insbesondere einerseits das Vorgehen, wenn die Gemein-

den ihren aus den Zuständigkeiten resultierenden Informationspflichten nicht 

nachkommen, sowie andererseits die Kontrollmöglichkeiten des Kantons. So 

stellten sich beispielsweise die Fragen, was geschehen soll, wenn eine Ge-

 
11 Interview im Anhang 2; Fragen 5 und 8 
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meinde keine Daten liefert, keinen Schätzungsantrag stellt, keine Festset-

zungsverfügung erlässt oder aber dem Kanton Veräusserungen oder Erteilun-

gen von Baubewilligungen nicht meldet, welche zur Fälligkeit der Forderung 

führen. 

 

Herange-

hensweise in 

der Praxis 

Als eine der ersten Arbeiten im Rahmen der Rechtsanwendung wurde der 

vollständige Geschäftsprozess des neuen Mehrwertabgabeverfahrens model-

liert.12 Neben der im Internet publizierten detaillierten Version existiert eine 

noch umfassendere Version des Geschäftsprozesses, welche auch alle internen 

Abläufe innerhalb der kantonalen Verwaltung enthält. Mit der vollständigen 

Modellierung des Geschäftsprozesses stellte sich sofort die Frage nach Kon-

trollmöglichkeiten. Die Kontrolle der Erhebung der Mehrwertabgabe erfolgt 

beim Kanton bis zum heutigen Zeitpunkt manuell mit Hilfe einer umfassen-

den Excel-Liste und verschiedenen weiteren Hilfslisten. Inzwischen sind auf 

dieser Excel-Liste über tausend Parzellen erfasst. Die Kontrollen erfolgen 

beispielsweise durch einen manuellen Abgleich der von der Mehrwertabgabe 

betroffenen Parzellen mit den Angaben im Grundbuch. Dadurch können von 

den Gemeinden nicht gemeldete Fälligkeiten entdeckt werden. Je mehr Par-

zellen aber in der Excel-Liste erfasst sind, desto aufwändiger gestalten sich 

diese manuellen Kontrollen. Eine Kontrollmöglichkeit betreffend der erteilten 

Baubewilligungen für von der Mehrwertabgabe betroffene Parzellen existiert 

beim Kanton Aargau bis heute nicht.  

 

Mögliche 

zukünftige 

Ansätze 

Verbesserungsansätze für zukünftige Rechtsetzungsprojekte (s. entsprechende 

Ziffern in Teil IV): 

8. Förderung des interdisziplinären Denkens bei juristischem Hinter-

grund 

9. Sensibilisierung für Geschäftsprozesse 

10. Verbreitete Einführung von Prozessmodellierungstools 

 

 

2.3 Vernachlässigung zeitlicher Aspekte im Rechtsetzungsverfahren 

Heraus-

forderung 

Auch ein frühzeitig erstellter vollständiger Geschäftsprozess garantiert noch 

nicht, dass auch die zeitlichen Dimensionen dieses Geschäftsprozesses genü-

gend berücksichtigt sind. Ein vollständiger Prozessablauf erleichtert es je-

doch, den Geschäftsprozess auch in zeitlicher Hinsicht zu überprüfen. Zur 

Mehrwertabgabe im Kanton Aargau lassen sich zu diesem Themenkreis zwei 

Beispiele anführen:  

 
12 Interview im Anhang 2; Frage 9: S. Geschäftsprozess zur Erhebung der Mehrwertabgabe gemäss Dokumen-

tenverzeichnis 
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Erstens erlässt der Gemeinderat gemäss § 28b Abs. 1 BauG eine Verfügung 

über die definitive Höhe der Mehrwertabgabe, sobald der Nutzungsplan ge-

nehmigt und anwendbar ist. Im Rechtsetzungsverfahren ging man davon aus, 

dass der Gemeinderat die Festsetzungsverfügung möglichst rasch nach der 

Genehmigung erlassen werde.13 In der Praxis dauert es allerdings vom Zeit-

punkt der Genehmigung bis zum Versand der Festsetzungsverfügung ohne 

weiteres rund ein halbes Jahr. Die Gründe dafür sind vielfältig (Abwarten der 

Rechtskraft der Genehmigung, andere Prioritäten, Gewährung des rechtlichen 

Gehörs, Diskussionen mit Grundeigentümerinnen und Grundeigentümern, 

Unsicherheit aufgrund des nicht alltäglichen Geschäftsprozesses etc.). Der 

Gesetzgeber ging davon aus, dass die Gemeinden die Festsetzungsverfügun-

gen immer sehr schnell nach der Genehmigung erlassen würden. Eine An-

merkung der Mehrwertabgabepflicht im Grundbuch war deshalb nicht vorge-

sehen. Rückblickend betrachtet hat der Gesetzgeber den zeitlichen Aspekt zu 

wenig berücksichtigt oder zu optimistisch eingeschätzt. 

 

Zweitens sah der Gesetzgeber für die betroffenen Grundeigentümer eine Ein-

sprachemöglichkeit gegen die durch die Gemeinden erlassenen Festsetzungs-

verfügungen vor (§ 28b Abs. 3 BauG). Die Gemeinden müssen im Kanton 

Aargau im Bereich der Mehrwertabgabe den Grundeigentümerinnen und 

Grundeigentümern auch bei vorgesehener Einsprachemöglichkeit das rechtli-

che Gehör gewähren. Damit besteht eine Doppelspurigkeit. Die Grundeigen-

tümerinnen und Grundeigentümer bringen vor Erlass der Festsetzungsverfü-

gungen im Rahmen des rechtlichen Gehörs ihre Argumente vor. Werden diese 

Argumente nicht berücksichtig, müssen die Grundeigentümerinnen und 

Grundeigentümer im Rahmen der Einsprache in der Regel genau dieselben 

Argumente bei derselben Behörde noch einmal vorbringen. Das verlängert das 

Verfahren und kann sowohl bei den Grundeigentümerinnen und Grundeigen-

tümern als auch bei den Gemeinden zu Unverständnis führen.  

 

Herange-

hensweise in 

der Praxis 

Die in der Praxis weit verbreitete lange Zeitspanne zwischen der Genehmi-

gung der Nutzungsplanung und dem Versand der Festsetzungsverfügungen 

stellte sich als heikel heraus. Aus dem Grundbuch war weder für die Betroffe-

nen noch für Dritte ersichtlich, dass aufgrund der Änderung einer Nutzungs-

planung eine Mehrwertabgabepflicht entstanden ist, welche durch ein gesetz-

liches Grundpfandrecht gesichert ist (§ 28c Abs. 1 BauG). Um insbesondere 

allfällige Dritte möglichst rasch nach der Genehmigung über die Mehrwertab-

gabe zu informieren, äusserten sowohl die Gemeinden als auch der Kanton 

den Wunsch nach einer Eintragung der Mehrwertabgabepflicht im Grund-

buch. Ausdrücklich im Gesetz festgehalten ist die Anmerkung der Mehr-

 
13 Botschaft zur 1. Beratung (15.269), S. 19 
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wertabgabepflicht nur für die in der Praxis äusserst seltenen Fälle von Land-

umlegungen (§ 28b Abs. 2 BauG). Mit Hilfe einer weiten Auslegung dieser 

Bestimmung konnte schliesslich in Zusammenarbeit mit den Grundbuchäm-

tern die Anmerkung der Mehrwertabgabepflicht im Grundbuch für alle Fälle 

erreicht werden. 

 

Die Einsprachemöglichkeit ist gesetzlich klar vorgesehen und es besteht kei-

nerlei Spielraum, darauf zu verzichten. Es besteht deshalb keine Möglichkeit, 

von dieser Gesetzesbestimmung abzuweichen. Soll zukünftig auf Einsprachen 

verzichtet werden, so ist eine Revision des kantonalen Baugesetzes notwen-

dig, was zeitaufwändig ist. Wird eine Festsetzungsverfügung betreffend 

Mehrwertabgabe angefochten, müssen Grundeigentümerinnen und Grundei-

gentümer deshalb vorläufig weiterhin eine Einsprache erheben. 

 

Mögliche 

zukünftige 

Ansätze 

Verbesserungsansätze für zukünftige Rechtsetzungsprojekte (s. entsprechende 

Ziffern in Teil IV): 

8. Förderung des interdisziplinären Denkens bei juristischem Hinter-

grund 

9. Sensibilisierung für Geschäftsprozesse 

10. Verbreitete Einführung von Prozessmodellierungstools 

 

 

2.4 Fokus im Rechtsetzungsverfahren auf den erwarteten Normalfall 

Heraus-

forderung 

Im Zeitpunkt des Rechtsetzungsverfahrens hatte die interdepartemental zu-

sammengesetzte Arbeitsgruppe flächenmässig grosse Einzonung vor Augen.14 

Die neuen Bestimmungen wurden deshalb mit Blick auf grossflächige Einzo-

nungen formuliert. Es zeigte sich jedoch in der Praxis schnell, dass insbeson-

dere bei Gesamtrevisionen von Nutzungsplanungen auch unerwartet viele 

kleinflächige Einzonungen enthalten sind, häufig am Zonenrand.  

 

Die Mehrwertabgabe muss im Kanton Aargau nicht erhoben werden, wenn sie 

weniger als Fr. 5'000.-- beträgt (§ 1 Abs. 1 lit. a MWAV). In diesem Fall liegt 

ein Bagatellfall vor. Zuständig für die Schätzungen der Mehrwertabgabe ist 

im Kanton Aargau die Sektion Grundstückschätzung des kantonalen Steuer-

amts (§ 28b Abs. 1 BauG). Es liegt deshalb am kantonalen Steueramt zu be-

stimmen, ob die Schwelle von Fr. 5'000.-- erreicht ist. Da das Gesetz in Bezug 

auf die Bagatellfälle nur eine betragsmässige, aber keine flächenmässige Un-

terscheidung traf, mussten zu Beginn sämtliche flächenmässig auch noch so 

geringfügige Einzonungen vom kantonalen Steueramt geschätzt werden. Das 

 
14 Interview im Anhang 2; Frage 6 



16 

 

führte sehr schnell zu einer grossen Arbeitslast. Teilweise betrugen die War-

tezeiten der Gemeinden für die Schätzung der Höhe der Mehrwertabgabe bis 

zu zehn Monate, was bei den Gemeinden und einigen Grundeigentümerinnen 

und Grundeigentümern zu grossem Unmut und in Einzelfällen sogar zu Ver-

zögerungen bei der Revision von Nutzungsplanungen führte. 

 

Herange-

hensweise in 

der Praxis 

Die für die Umsetzung der Mehrwertabgabe zuständigen Personen versuch-

ten, dieser Situation mit verschiedenen Massnahmen zu begegnen. Um die 

Anzahl der zu schätzenden Fälle zu reduzieren, wurde nach nur etwas mehr 

als einem Jahr nach Inkrafttreten der neuen Bestimmungen zur Mehrwertab-

gabe bereits eine Teilrevision der Mehrwertabgabeverordnung angegangen. 

Neben den betragsmässigen Bagatellfällen führte der Regierungsrat neu auch 

flächenmässige Bagatellfälle ein (§ 1 Abs. 1 lit. b MWAV). Neu wird von der 

Erhebung einer Mehrwertabgabe auch dann abgesehen, wenn die neu zonierte 

Grundstücksfläche nicht grösser ist als 80m2. Damit müssen flächenmässige 

Bagatellfälle nicht mehr geschätzt werden. Nach Inkrafttreten dieser Teilrevi-

sion der Mehrwertabgabeverordnung und aufgrund einer Erhöhung der perso-

nellen Ressourcen beim kantonalen Steueramt beruhigte sich die Situation 

und die Wartezeiten für die Gemeinden für die Schätzung der Höhe der 

Mehrwertabgabe verringerten sich markant.  

 

Mögliche 

zukünftige 

Ansätze 

Verbesserungsansätze für zukünftige Rechtsetzungsprojekte (s. entsprechende 

Ziffern in Teil IV): 

5. Durchführung von Test Cases 

 

 

2.5 Fokus im Rechtsetzungsverfahren auf den Idealfall 

Heraus-

forderung 

Zur Erhebung der Mehrwertabgabe sind im Kanton Aargau verschiedenste 

Daten erforderlich. Die Gemeinden müssen dem Kanton diese Daten im 

Rahmen einer geplanten Änderung der Nutzungsplanung bekannt geben. Zur-

zeit erfolgt dies mit Hilfe eines Formulars.15 Der Kanton ist mit 10% am 

Mehrwert beteiligt und hat deshalb ein grosses Interesse daran, dass die 

Mehrwertabgabe korrekt erhoben wird. Im Rechtsetzungsverfahren fehlten 

vertiefte Überlegungen dazu, welche Daten zur Erhebung der Mehrwertabga-

be notwendig sind, wie der Kanton an diese Daten gelangt und wie diese Da-

ten durch den Kanton verifiziert werden. Man ging implizit davon aus, dass 

die Gemeinden alle notwendigen Daten korrekt liefern werden, was dem Ide-

alfall entspricht. 

 

 
15 Formular «Mehrwertabgabe und Baupflicht» gemäss Dokumentenverzeichnis 
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In Bezug auf die Daten ist am wichtigsten, dass die Gemeinden einerseits alle 

Grundstücke angeben, bei denen aufgrund einer Änderung einer Nutzungs-

planung eine Mehrwertabgabepflicht entstehen kann. Anderseits muss auch 

das von der Planungsänderung betroffene Flächenmass der angegebenen Par-

zelle korrekt sein. Insbesondere in Gemeinden mit hohen Baulandpreisen 

können schon geringfügige Abweichungen beim Flächenmass in Bezug auf 

die Höhe der Mehrwertabgabe von grosser Bedeutung sein. Es zeigte sich in 

der Praxis schnell, dass die kantonalen Stellen - zumindest in einer ersten An-

fangsphase - nicht ohne weiteres auf die von den Gemeinden und den Pla-

nungsbüros gelieferten Daten abstellen konnten. Die Gründe dafür sind ver-

schieden und reichen von Unerfahrenheit über Nachlässigkeit bis hin zu ei-

nem eigenen Interesse einer Gemeinde, wenn diese selbst Grundeigentümerin 

ist und gegenüber dem Kanton abgabepflichtig wird. Ohne Kontrolle der 

Richtigkeit der von den Gemeinden gelieferten Daten bestünde für den Kan-

ton das Risiko, unter Umständen viel Geld zu verlieren.  

 

Herange-

hensweise in 

der Praxis 

Aus finanziellen Gründen ist die Korrektheit der Daten somit wichtig. Eine 

Kontrolle der von den Gemeinden gelieferten Daten seitens Kanton ist des-

halb unerlässlich. Eine Kontrolle der im Zusammenhang mit der Mehrwertab-

gabe von den Gemeinden gelieferten Daten kann jedoch nicht durch jede Per-

son vorgenommen werden. Es bedarf dazu fundierter Kenntnisse des Geoin-

formationssystems (GIS). Schon kurz nach Inkrafttreten der neuen Bestim-

mungen zur Mehrwertabgabe mussten in der Abteilung Raumentwicklung 

(ARE) unerwarteterweise solche GIS-Kontrollen der von den Gemeinden zur 

Mehrwertabgabe gelieferten Daten eingeführt werden. Sämtliche Daten der 

Gemeinden werden seither auf ihre Plausibilität hin überprüft. Das bedeutet 

einen nicht unerheblichen Aufwand, da zur Bestimmung der betroffenen 

Grundstücke und Flächenmasse beispielsweise alte Pläne mit neuen Plänen 

abgeglichen werden müssen. Zurzeit wird diese Arbeit durch eine im GIS 

geschulte Person mit einem Pensum von rund 20% durchgeführt. 

 

Mögliche 

zukünftige 

Ansätze 

Verbesserungsansätze für zukünftige Rechtsetzungsprojekte (s. entsprechende 

Ziffern in Teil IV): 

9. Sensibilisierung für Geschäftsprozesse 

 

 

2.6 Heikle Übergangsregelung 

Heraus-

forderung 

Für die Einführung der Mehrwertabgabe hat der Gesetzgeber in § 169 Abs. 9 

BauG die folgende Übergangsregelung beschlossen: 
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9. Kommunales Recht und vertragliche Vereinbarungen betreffend die Mehrwertab-

gabe, welche die Gemeinden vor Inkrafttreten der Rechtsänderung vom 20. Septem-

ber 2016 beschlossen haben, bleiben anwendbar für 

a) Planungsmassnahmen, die der Kanton vor Inkrafttreten der Rechtsänderung ge-

nehmigt hat, 

b) spätere Planungsmassnahmen, soweit sie kantonalem Recht nicht widersprechen. 

 

Der Gesetzgeber knüpft in dieser Übergangsregelung an den Zeitpunkt der 

Genehmigung einer Nutzungsplanung an. Im Kanton Aargau erfolgt im Nut-

zungsplanungsverfahren die Genehmigung durch den Kanton im Anschluss an 

den Beschluss der geänderten Nutzungsplanung durch die Gemeinde. Aller-

dings liegen zwischen dem Beschluss durch die Gemeinde und dem Zeitpunkt 

der Genehmigung durch den Kanton in der Regel einige Monate. Im Falle von 

Beschwerden können zwischen diesen zwei Zeitpunkten im Einzelfall sogar 

Jahre liegen.  

 

Erfolgte die Genehmigung der geänderten Nutzungsplanung durch den Kan-

ton nach dem Inkrafttreten der neuen Bestimmungen zur Mehrwertabgabe  

(1. Mai 2017), musste das neue kantonale Recht angewendet werden. Dies 

selbst dann, wenn die Gemeinde vorher umfassende und ausgeklügelte ver-

tragliche Vereinbarungen mit den Grundeigentümerinnen und Grundeigentü-

mern getroffen hatte. Das verärgerte insbesondere diejenigen Gemeinden, die 

den Beschluss zur Änderung der Nutzungsplanung bereits einige Zeit vor In-

krafttreten der neuen Bestimmungen getroffen hatten, deren Änderungen aber 

beispielsweise aufgrund einer Beschwerde noch nicht genehmigt waren. Es 

kam zu Vorwürfen einer absichtlichen Verzögerung der Genehmigung durch 

den Kanton, um die 10% Kantonsanteil am Mehrwert abschöpfen zu können.  

 

Herange-

hensweise in 

der Praxis 

Der Wortlaut des Gesetzes enthält den klaren Anknüpfungspunkt des Zeit-

punkts der Genehmigung durch den Kanton. Die Materialien enthalten keiner-

lei Hinweise auf einen anderen Anknüpfungszeitpunkt.16 Aus diesem Grund 

konnten die mit der Umsetzung der Mehrwertabgabe betrauten Personen nicht 

vom Wortlaut des Gesetzes abweichen. Für die wenigen von dieser Regelung 

betroffenen Gemeinden war das teilweise sehr unbefriedigend. Es führte zu 

einer harzigen Anfangsphase mit grossem Kommunikationsaufwand, versuch-

ter politischer Eskalation und Verweigerungshaltung durch einzelne betroffe-

ne Gemeinden. Erst im Verlaufe der Zeit glätteten sich die Wogen. Um diese 

heikle Konstellation vermeiden zu können, wäre der Anknüpfungspunkt des 

Beschlusses der geänderten Nutzungsplanung durch die Gemeinde rückbli-

ckend wohl besser gewesen und hätte zu weniger Konfliktpotential geführt. 

 

 

 
16 Botschaft zur 1. Beratung (15.269), S. 38 
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Mögliche 

zukünftige 

Ansätze 

Verbesserungsansätze für zukünftige Rechtsetzungsprojekte (s. entsprechende 

Ziffern in Teil IV): 

 

3. Argumentativ formulierte Botschaften 

6. Prüfung der Optimierung von Mitberichtsverfahren und Anhörung 

 

2.7 Knappe Dokumentation 

Heraus-

forderung 

Die mit der Umsetzung der Mehrwertabgabe betrauten Personen traten ihre 

Stellen erst einige Monate nach Inkrafttreten der neuen Bestimmungen zur 

Mehrwertabgabe an (s. auch Ziffer 2.1). Sie waren somit nicht in das Recht-

setzungsverfahren involviert. Erste Quelle zur Beantwortung von neuen recht-

lichen Fragen sind in der Regel die Materialien zu einem Rechtsetzungsver-

fahren. Im Bereich der Mehrwertabgabe halfen diese Materialien im Kanton 

Aargau allerdings häufig nicht weiter. Tendenziell enthielten die beiden Bot-

schaften an den Grossen Rat17 lediglich Wiederholungen des Gesetzestextes 

und eher wenige Hinweise auf Gründe für ein gewähltes Vorgehen oder auf 

geprüfte und verworfene Alternativen. Bei der Auslegung einer Bestimmung 

halfen deshalb die Materialien nur selten weiter, um den Willen des Gesetz-

gebers ermitteln zu können. 

 

Herange-

hensweise in 

der Praxis 

Zwischen der Rechtsetzung mit ihrem Abschluss durch den Beschluss des 

Grossen Rats im September 2016 und der Rechtsanwendung ab dem 1. Mai 

2017 lagen in der Anfangsphase der Umsetzung der Mehrwertabgabe nur ei-

nige Monate. Die mit dem Vollzug betrauten Personen konnten deshalb min-

destens kurz nach Inkrafttreten der neuen Bestimmungen zur Mehrwertabgabe 

noch mündlich bei den am Rechtsetzungsverfahren beteiligten Personen nach-

fragen, um bei unklarem Wortlaut zu versuchen, den Willen des Gesetzgebers 

zu ermitteln.18 Es kam aber vor, dass diese Rückfragen keine klare Antwort 

lieferten. In diesen Fällen bildeten die mit dem Vollzug betrauten Personen 

mangels Kenntnis des Willens des Gesetzgebers eine eigene Vollzugspraxis. 

 

Mögliche 

zukünftige 

Ansätze 

Verbesserungsansätze für zukünftige Rechtsetzungsprojekte (s. entsprechende 

Ziffern in Teil IV): 

 

3. Argumentativ formulierte Botschaften 

6. Hinweise zur Vollzugstauglichkeit in den Botschaften 

 

 

 
17 Botschaft zur 1. Beratung (15.269) und Botschaft zur 2. Beratung (16.164) 
18 Interview im Anhang 2; Frage 11 
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Teil III: Theoretische Grundlagen 

1. Theoretische Grundlagen zur Rechtsetzung 

1.1 Begriff der Rechtsetzung 

Diese Masterarbeit beschäftigt sich mit der verwaltungsinternen Erlassvorbereitung im Rah-

men eines Rechtsetzungsverfahrens. Rechtsetzung als Staatsfunktion lässt sich kaum definie-

ren, sondern nur sehr allgemein und unpräzis beschreiben als vorwegnehmend-distanzierte, 

generalisierende Regelung oder Programmierung einer Vielzahl gleich gelagerter Fälle, als 

Schaffung von Ordnungsmustern für wiederholbares künftiges Geschehen oder von Modellen 

für zwischenmenschliches Verhalten.19 Die Rechtsetzung führt also zum Erlass von Rechts-

normen.20 

1.2 Phasen eines Rechtsetzungsverfahrens 

Der Ablauf des Entscheidungsprozesses, in welchem Rechtsnormen erzeugt werden, wird als 

Rechtsetzungsverfahren bezeichnet.21 Der Rechtsetzungsprozess läuft in Phasen (Schritten) 

ab, in welchen gewisse Organe bestimmte Beiträge zur Erzeugung von Rechtsnormen leisten. 

Der Prozess verläuft spiralförmig, indem die sich stellenden Fragen und die möglichen Ant-

worten von Phase zu Phase konkretisiert werden.22 Im Kanton Aargau unterteilt sich das Ge-

setzgebungsverfahren in die folgenden Phasen:23 

 

Abbildung 1: Gesetzgebungsphasen im Kanton Aargau 

Phase Gegenstand 

1. Impulsphase Lancierung des Rechtsetzungsprojekts. 

(Schritte: Problemwahrnehmung; Startschuss; Festlegen der Vorge-

hensweise). 

2. Konzeptphase Die Konzeptphase dient dazu, die in der Impulsphase gewonnenen Er-

kenntnisse und vorläufig skizzierten Zielsetzungen des Rechtsetzungs-

projekts weiter zu verfeinern. Es werden die Art und der Umfang der 

Bedürfnisse nach einer neuen oder geänderten Lösung und ihre finanzi-

ellen und personellen Folgen vollständig aufgelistet. 

(Schritte: Erfassen IST-Zustand; Ermitteln SOLL-Zustand; Varianten-

klärung; Variantenauswahl; Verfassen eines Normkonzepts). 

3. Entwurfsphase Verfassen des Erlassentwurfs gestützt auf das Normkonzept. 

(Schritte: Entwurfsausarbeitung; Botschaftsformulierung; kantonsinter-

 
19 Müller/Uhlmann, Rz. 12 und 31 
20 Müller/Uhlmann, Rz. 18 
21 Müller/Uhlmann, Rz. 57 
22 Müller/Uhlmann, Rz. 100 
23 Richtlinien der Rechtsetzung, Übersicht S. 2; ähnlich für den Bund mit anderen Begriffen: Tschentscher et al., 

Rz. 80 



21 

 

nes Mitberichtsverfahren). 

4. Anhörungs-

phase 

Anhörung zum Entwurf ausserhalb der Verwaltung. 

(Schritte: Publikation im Amtsblatt; Auswertung Stellungnahmen). 

5. Parlamentari-

sches Verfah-

ren 

Beratung im Grossen Rat des Kantons Aargau 

(Schritte: Vorberatung in der Kommission; 1. Beratung durch den Gros-

sen Rat; Beantwortung von Prüfungsaufträgen durch die Regierung; 2. 

Beratung durch den Grossen Rat; Redaktionslesung; evt. Volksabstim-

mung). 

6. Inkraftsetzung Nach der Publikation. 

Quelle: Eigene Darstellung 

 

Die Einteilung eines Rechtsetzungsverfahrens in diese Phasen ist nicht überall ganz einheit-

lich. So werden andernorts die Überprüfung des Entwurfs und die Kontrolle der Wirkungen 

als zusätzliche Phasen eines Rechtsetzungsverfahrens angesehen.24  

1.3 Zusammenwirken von Parlament und Verwaltung 

Die meisten Erlasse kommen durch eine ausgeprägte Kooperation zwischen Legislative und 

Exekutive zustande.25 Für die Schweiz lässt sich eine traditionell starke Stellung der Verwal-

tung ausmachen.26 Die Regierung hat im Rechtsetzungsverfahren die Vorarbeiten zu leiten 

und dabei die politischen Vorentscheidungen zu treffen, insbesondere die Regelungskonzepte 

zu beraten und zu beschliessen.27 Die Ausgestaltung von Gesetzesvorlagen – die eigentlich 

schöpferische und inhaltlich bestimmende Phase des Rechtsetzungsverfahrens – erfolgt also 

grundsätzlich durch die Verwaltung.28 Es ist somit offensichtlich, dass die Verwaltung Inhalt 

und Form der Rechtsetzung entscheidend mitbestimmt. Aufgrund ihrer Sachkunde und Erfah-

rung, ihrer Professionalität und ihrer Ressourcen kommt ihr bei der Steuerung des Rechtset-

zungsprozesses, aber auch bei der Ausgestaltung der Erlasse eine dominierende Rolle zu.29 

Wichtige Weichenstellungen werden deshalb oft schon im vorparlamentarischen Verfahren 

vorgenommen.30 Die Verantwortung für die Qualität der Rechtsetzung liegt denn auch vor 

allem bei der Verwaltung.31  

 

Die Regierung legt dem Parlament einen ausgearbeiteten Entwurf vor, der im Rahmen des 

Vernehmlassungsverfahrens bereits Teil einer politischen Diskussion war.32 Das Parlament 

 
24 Müller/Uhlmann, Rz. 101; Nationaler Normenkontrollrat Deutschland, S. 21 welcher für einen idealtypischen 

Gesetzgebungsprozess zusätzlich eine neutrale Qualitätskontrolle und die Evaluation in der Umsetzung vorsieht. 
25 Müller/Uhlmann, Rz. 395 
26 Müller/Uhlmann, Rz. 397 
27 Müller/Uhlmann, Rz. 398 
28 Kettiger, Gesetzescontrolling, S. 22, lit. c 
29 Müller/Uhlmann, Rz. 399 
30 Müller/Uhlmann, Rz. 465 
31 Müller/Uhlmann, Rz. 74 
32 Kettiger, Kantonsparlamente als wirkungsvolle Gesetzgeber, Ziffer 1.3 
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muss sich im Wesentlichen mit der politischen Kontrolle des «Produkts» begnügen.33 Die 

Stärke des Parlaments liegt in der Beurteilung der politischen Tragbarkeit einer Vorlage, nicht 

in der gestalterischen Detailarbeit an einzelnen Regelungen.34 Umso wichtiger sind deshalb 

Kriterien guter Rechtsetzung, welche die Verwaltung bei der verwaltungsinternen Erlassvor-

bereitung berücksichtigen sollte. 

1.4 Kriterien guter Rechtsetzung 

Auch wenn eine Rechtsnorm entsprechend dem vorgesehenen Rechtsetzungsverfahren erlas-

sen wird, heisst das noch nicht zwingend, dass es sich dabei auch um eine «gute» Rechtsnorm 

handelt. Auf die Frage nach Kriterien guter Rechtsetzung gibt es keine allgemeingültige Ant-

wort. Neben der Verfassungskonformität der Rechtsnormen gibt es gemäss dem deutschen 

Nationalen Normenkontrollrat vor allem drei Kriterien, an denen sich Gesetze messen lassen 

müssen:35 

1. Wirksamkeit 

2. Adressatenfreundlichkeit 

3. Vollzugstauglichkeit36 

 

Abbildung 2: Drei Kriterien guter Gesetzgebung 

 
Quelle: Nationaler Normenkontrollrat, S. 14 (Oktober 2019) 

 
33 Müller/Uhlmann, Rz. 399f. und Rz. 465 
34 Müller/Uhlmann, Rz. 400 
35 Nationaler Normenkontrollrat Deutschland, S. 14 
36 Müller/Uhlmann, Rz. 289 verwenden den Begriff der Praktikabilität; auch Wyss, S. 279, welcher der Prakti-

kabilität die beiden Teilaspekte der Gerechtigkeit und der (verwaltungs-)ökonomischen Effizienz zuordnet. 
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Neben diesen drei zentralen Kriterien guter Gesetzgebung kann auch die legistische Qualität, 

gemessen an der Einhaltung der Grundsätze der Rechtsetzungstechnik, als ein Kriterium guter 

Rechtsetzung angeführt werden.37  

 

Diese Masterarbeit beschränkt sich auf den Aspekt der Vollzugstauglichkeit als ein wesentli-

ches Kriterium guter Rechtsetzung (s. Ziffer 2.4). 

2. Theoretische Grundlagen zur Rechtsanwendung 

2.1 Begriff der Rechtsanwendung 

Die Rechtsanwendung bildet sozusagen das Gegenstück zur Rechtsetzung (s. Teil III, Ziffer 

1.1). Die Rechtsanwendung ist situations- und nicht zukunftsbezogen. Bei der Rechtsanwen-

dung geht es um das Durchhalten und Sanktionieren von normativen Erwartungen. Rechtsan-

wendung schliesst immer an Rechtsetzung auf irgendeiner Erlassstufe an, ist also insoweit 

subsidiär.38 Der Gesetzesvollzug – und damit der Umsetzungsprozess – beginnt mit der Im-

plementation i.e.S. des Gesetzes, das heisst, mit der Einführung der neuen Regelungen in Ge-

sellschaft und Verwaltung.39 Es hängt wesentlich von der Art und Weise der Umsetzung, der 

«Implementation» der Rechtsnormen ab, ob und inwieweit sie ihr Ziel erreichen.40 Mit dem 

Fortschreiten des Vollzugs nimmt dabei das Wissen über das Gesetz und über die einzelnen 

Normen immer weiter zu.41 

2.2 Einbettung des Vollzugs im Policy Cycle 

Der Anschluss der Rechtsanwendung an die Rechtsetzung wird auch im Policy Cycle aufge-

zeigt. Beim Policy Cycle handelt es sich um ein in der Policy-Analyse verbreitetes Phasen-

modell des Politikprozesses mit einer logischen Abfolge von sechs Schritten. Demgemäss 

durchläuft eine öffentliche Politik einen Prozess der verschiedenen aufeinanderfolgenden 

Phasen «Agenda Setting», «Politikformulierung», «Entscheidung», «Implementation», «Eva-

luation» und «Weiterführung/Beendigung».42 Diesem Modell liegt eine legalistische Sicht der 

Gesetzgebung inne, da das Hauptaugenmerk auf der Absicht des Gesetzgebers, bestimmte 

Ziele zu erreichen, liegt.43 Wendet man dieses Phasenmodell auf Rechtsetzung und Rechts-

anwendung an, so findet in den Phasen «Agenda Setting», «Politikformulierung» und «Ent-

scheidung» das Rechtsetzungsverfahren statt. Danach schliesst die Rechtsanwendung an. 

 

 
37 Müller/Uhlmann, Rz. 64; vgl. auch Hotz, S. 124, welcher genaue und dichte Rechtsnormen als erste und 

grundlegende Voraussetzung rechtsstaatlicher Verwaltung ansieht, die nur tätig werden darf, soweit Rechtsnor-

men sie dazu ermächtigen. 
38 Müller/Uhlmann, Rz. 31 
39 Kettiger, Gesetzescontrolling, S. 43 
40 Müller/Uhlmann, Rz. 290 
41 Kettiger, Gesetzescontrolling, S. 44f. 
42 Sager et al., S. 89 
43 Sager et al., S. 164 
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Abbildung 3: Phasenmodell Policy Cycle 

 

 
Quelle: Darstellung Leandra Hildbrand, Die Rolle von Narrativen in der Entstehung der schweizerischen Kin-

des- und Erwachsenenschutzbehörden, Masterarbeit EMPA Bern 2019, S. 12 gemäss Sager et al. (2018, S. 90) 

 

2.3 Bedeutung von Vollzugsdefiziten 

Ein Vollzugsdefizit liegt vor, wenn eine Rechtsnorm in der Praxis nicht oder nur unzu-

reichend umgesetzt wird. Vollzugsdefizite mindern oft das Ergebnis des Vollzugs.44 In der 

Politikwissenschaft werden drei Arten von Vollzugsdefiziten unterschieden. Es wird erstens 

von einem faktischen Vollzugsdefizit ausgegangen, wenn das Gesetz zwar ausreichende Mög-

lichkeiten zum Vollzug vorsieht, die Verwaltung aber nicht oder nur teilweise vollzieht, weil 

beispielsweise Ressourcen fehlen (Wissen, Finanzen oder Personal) oder der Wille zum Voll-

zug fehlt. Zweitens wird von strukturellen Vollzugsdefiziten gesprochen, wenn das Gesetz den 

Vollzugsverantwortlichen nicht ausreichende Kompetenzen einräumt, ihnen nicht die not-

wendigen Instrumente für den Vollzug an die Hand gibt, oder Mängel in Bezug auf die Orga-

nisation vorliegen. Und drittens liegt ein materielles Vollzugsdefizit vor, wenn beispielsweise 

der technische Wandel eine Bestimmung überholt hat.45 Für die Beurteilung der Umsetzung 

einer Politik spielt also auch die Vollzugsintensität eine massgebliche Rolle. Angesprochen ist 

damit der Umfang, mit dem die Steuerungsinstrumente mit Information, Beratung, Kontrol-

len, Aktionsplänen und Umsetzungskonzepten flankierend unterstützt werden.46 Die Voll-

zugsintensität ergibt sich aus der Analyse von Aktionsplan, Behördenarrangement und Out-

put.47 

 
44 Rieder et al.; Handbuch der Schweizer Politik, S. 571 
45 Sager et al., S. 121f. 
46 Sager et al., S. 121 
47 Rieder et al.; Handbuch der Schweizer Politik, S. 575 
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2.4 Anhaltspunkte zur Verhinderung von Vollzugsdefiziten 

Wie in Ziffer 2.3 ausgeführt, müssen Rechtsnormen umgesetzt werden. Grundvoraussetzung 

zur Verhinderung von Vollzugsdefiziten ist somit, dass die Rechtsnormen ohne Probleme 

vollzogen werden können, sie also vollzugstauglich sind. Die Vollzugstauglichkeit ist eines 

der wesentlichen Kriterien guter Gesetzgebung (s. Ziffer 1.4).  

 

Vollzugstauglich ist eine Rechtsnorm dann, wenn sie rechtssicher, praktikabel und kosteneffi-

zient ist. Rechtssicherheit liegt vor, wenn es über die Auslegung einer Norm keinen substan-

ziellen Streit gibt. Praktikabilität und Kosteneffizienz sind gegeben, wenn die Gesetzesent-

würfe sich einfach und schnell vollziehen lassen.48 Auch die Akzeptanz einer Rechtsnorm 

trägt somit zur Verhinderung von Vollzugsdefiziten bei. Die Bereitschaft, Rechtsnormen 

freiwillig zu befolgen ist grösser, wenn der damit verbundene Aufwand gering ist. Die Chan-

cen, dass die Rechtsnormen von den Vollzugsorganen richtig angewendet und vollständig 

durchgesetzt werden, sind besser, wenn sie einfach zu handhaben sind.49 Es müssen deshalb 

Lösungen gesucht werden, die eine möglichst reibungslose Einführung der neuen Regelungen 

in die bestehende Rechtsordnung erlauben. Die Implementierbarkeit kann dabei beispielswei-

se durch Pauschalisierungen, Bagatellgrenzen, Vereinfachung von Kontrollen oder Standardi-

sierungen verbessert werden.50  

 

In der Literatur werden weitere Faktoren angeführt, welche einen Einfluss auf die Vollzugsin-

tensität haben. So zum Beispiel der Problemdruck, der in einem bestimmten Politikfeld 

herrscht. Es spielen aber auch die (natürlichen) Gegebenheiten eine Rolle. So ist der Vollzug 

in grossflächigen und sozioökonomisch vielfältigen Kantonen aufwändiger. Und auch knappe 

Finanzen sind schlechte Voraussetzungen für eine hohe Vollzugsintensität.51 An anderer Stel-

le wird zu wenig Zeit im Rechtsetzungsverfahren als typischer Problembereich aufgeführt, 

welcher der Vollzugstauglichkeit abträglich ist.52 Die natürlichen Gegebenheiten können 

kaum beeinflusst werden. Aus den übrigen Faktoren lässt sich aber im Umkehrschluss darauf 

schliessen, dass Rechtsnormen bei hohem Problemdruck eher vollzogen werden. Zudem kann 

mit dem Bereitstellen von ausreichenden finanziellen Ressourcen und von genügend Zeit im 

Rechtsetzungsverfahren zur Verminderung von Vollzugsdefiziten beigetragen werden. 

 

Vollzugstaugliche Rechtsnormen sind eine wichtige Voraussetzung für die Verhinderung von 

Vollzugsdefiziten. Sie sind jedoch keine Garantie dafür. Im Extremfall kann die Vollzugsin-

 
48 Nationaler Normenkontrollrat Deutschland, S. 15; Kettinger, Gesetzescontrolling, S. 37 erwähnt zusätzlich 

noch die Durchsetzbarkeit und die Gerichtstauglichkeit als Kriterien der Vollzugstauglichkeit. 
49 Kettiger, Kantonsparlamente als wirkungsvolle Gesetzgeber, Ziffer 2.7; Kettinger, Gesetzescontrolling, S. 37 
50 Müller/Uhlmann, Rz. 296; wobei Einfachheit und Einheitlichkeit von Rechtsnormen deren Umsetzung aller-

dings nicht immer fördern. Auch Differenzierungen können im Vollzugsprozess die Bereitschaft der Akteure 

erhöhen, das Normprogramm zu befolgen bzw. durchzusetzen, Rz. 295 
51 Rieder et al.; Handbuch der Schweizer Politik, S. 576 
52 Forum für Rechtsetzung LEGES 2010/2, S. 267; so auch Vatter; Handbuch der Schweizer Politik, S. 132, 

wonach kurze Fristen zur Beantwortung von Gesetzes- und Verordnungsentwürfen sich auf die Qualität der 

Stellungnahmen und die Abklärung von Vollzugsfragen niederschlägt; Zeitdruck herrschte auch im Rechtset-

zungsverfahren Mehrwertabgabe im Kanton Aargau: Interview im Anhang 2; Frage 6 
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tensität trotz Vollzugstauglichkeit der Rechtsnormen so gering sein, dass von einem Voll-

zugsdefizit gesprochen werden muss. Dies ist dann der Fall, wenn zum Beispiel Beratungen 

als Produkte der Umsetzung zwar konzipiert, aber nicht umgesetzt werden; wenn Kontrollen 

im Gesetz verlangt, aber in der Praxis vernachlässigt werden oder wenn wichtige Informatio-

nen geplant, aber nicht verbreitet werden.53 Es handelt sich dann um faktische Vollzugsdefizi-

te (s. Ziffer 2.3.). Das Risiko für Vollzugsdefizite steigt an, je weniger vollzugstauglich eine 

Rechtsnorm ausgestaltet ist.  

 

2.5 Prüfpunkt «Zweckmässigkeit im Vollzug» bei Regulierungsfolgenabschätzung 

Bei volkswirtschaftlicher Relevanz einer Vorlage muss beim Bund eine Regulierungsfolgen-

abschätzung vorgenommen werden.54 Einer der fünf Prüfpunkte ist dabei die Zweckmässig-

keit im Vollzug.55 Die in der Checkliste zur Regulierungsfolgenabschätzung dazu erfassten 

Prüfpunkte geben ebenfalls Hinweise darauf, wie Vollzugsdefizite vermieden werden können. 

Im Vordergrund stehen dabei die drei Kriterien «Vereinfachungen», «verbesserter Vollzug» 

und «verbesserte Einführung» (s. Abbildung 4).56 In Rechtsetzungsverfahren sollten damit 

insbesondere auch Überlegungen zur Kundenorientierung, E-Government-Lösungen, verein-

fachten Verfahren, koordinierten Kontrollen und der Ausarbeitung von Informationen vor 

Inkrafttreten von neuen Regelungen gemacht werden. 

 

Bei der Suche nach Optimierungsmöglichkeiten von Rechtsnormen ist es dabei sinnvoll, zwi-

schen Vorschlägen zu den Rechtstexten der Vorlage selbst, zum nachgeordneten Recht (bspw. 

zu erlassendes Verordnungsrecht zur Gesetzesvorlage), zu anderen eventuell relevanten 

Rechtserlassen und zu Anpassungen der Vollzugspraxis (ohne Rechtsanpassungen, bspw. 

durch Einführung bestimmter E-Government-Lösungen) zu unterscheiden. Optimierungen 

können die Auswahl zwischen bestehenden Optionen und Massnahmen, Verbesserung inner-

halb bestehender Optionen und Massnahmen oder die Identifikation neuer Optionen und Mas-

snahmen betreffen.57  

 

 
53 Sager et al., S. 121 
54 Handbuch Regulierungsfolgenabschätzung, S. 4, Ziffer 2 
55 Richtlinien für die Regulierungsfolgenabschätzung, Ziffer 2 Absatz 1 
56 Checkliste für die Regulierungsfolgenabschätzung, S. 5 
57 Handbuch für die Regulierungsfolgenabschätzung, S. 18, Ziffer 6.3 
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Abbildung 4: Prüfung Zweckmässigkeit im Vollzug bei Regulierungsfolgenabschätzung 

 
Quelle: Checkliste Regulierungsfolgenabschätzung, S. 5 

 

3. Verhältnis von Rechtsetzung und Rechtsanwendung 

Wie oben gezeigt, schliesst Rechtsanwendung immer an Rechtsetzung auf irgendeiner Erlass-

stufe an, ist also insoweit subsidiär (s. Ziffer 2.1).58 Diese Grundvorstellung muss aber mehr-

fach relativiert werden. Erstens ist die Vorausbestimmung künftigen Geschehens nur be-

schränkt möglich. Die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Entwicklungen 

sind schwer prognostizierbar. Zweitens ist die Sprache immer bis zu einem gewissen Grade 

ungenau, mehrdeutig und auslegungsbedürftig. Die mangelnde Präzision der Sprache begrenzt 

die Steuerungsfähigkeit des Rechts, weil bei dessen Anwendung ein Spielraum für die Ent-

scheidung offenbleibt. Drittens muss der Entscheid im Einzelfall den besonderen Umständen 

und den konkreten Verhältnissen Rechnung tragen. Die Anwendung einer Norm auf einen 

konkreten Fall ist immer ein schöpferischer Prozess und beinhaltet einen Entscheid, der das 

Programm der Rechtsnorm konkretisiert, vervollständigt oder ergänzt, also auch Elemente 

einer selbständigen Bewertung enthält. Das Ziel einer Regelung kann meist nur im Zusam-

menwirken von Rechtsetzung und Rechtsanwendung erreicht werden. Die Art der Umsetzung 

einer Rechtsnorm ist also ebenso wichtig, wie der im Text zum Ausdruck kommende Wille 

des Gesetzgebers. Und Viertens muss beim Entscheid im Einzelfall immer auch die präjudizi-

elle Wirkung berücksichtigt werden, weil aus Gründen der Rechtsgleichheit in gleichen oder 

ähnlichen Fällen die Norm gleich ausgelegt und das Ermessen gleich gehandhabt werden 

muss.59  

 

 
58 Müller/Uhlmann, Rz. 31 
59 Müller/Uhlmann, Rz. 32; betreffend Rechtsgleichheit auch Müller, Bedeutung von LeGes, S. 98 
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Eine weitere Relativierung der subsidiären Aufeinanderfolge von Rechtsetzung und Rechts-

anwendung zeigt sich dadurch, dass sich in der Regel bereits das Normkonzept zu organisato-

rischen Grundproblemen, wie auch die Organisation des Vollzugs des neuen Normtextes, äus-

sert.60 Bereits das Normkonzept nimmt damit Bezug auf die Rechtsanwendung. Für die För-

derung der Umsetzung kommt es denn auch entscheidend darauf an, dass die Frage der Prak-

tikabilität eines bestimmten Regelungsvorhabens frühzeitig geprüft wird.61 Auch werden beim 

Vollzug von Rechtsnormen regelmässig gewisse Hilfsmittel benötigt. Bei der Erarbeitung 

solcher Hilfsmittel, wie Formularen, Merkblättern und Geschäftsprozessen, zeigt sich häufig 

ein gewisser Anpassungsbedarf am Wortlaut einer Rechtsnorm. Werden diese Dokumente 

bereits im Verlaufe des Rechtsetzungsverfahrens erstellt (und nicht erst bei der Rechtsanwen-

dung), so können allfällige Anpassungen bei der Formulierung der Rechtsnorm noch berück-

sichtigt werden.62 Auch diesbezüglich zeigt sich ein gewisses Ineinandergreifen von Rechtset-

zung und Rechtsanwendung. 

 

Zwischen Rechtsetzung und Rechtsanwendung bestehen Ähnlichkeiten. In beiden Prozessen 

findet Rechtsschöpfung, d.h. eigenständige Konkretisierung, Bewertung und Entwicklung 

statt. Deshalb lassen sich Rechtsetzung und Rechtsanwendung als Teile eines einheitlichen 

juristischen Regelungsvorgangs verstehen. Beide Funktionen dienen der Rechtsverwirkli-

chung, sind aufeinander bezogen und können «ihre je eigene Erfüllung erst dann erlangen, 

wenn ihre Verknüpfung methodisch und faktisch dauernd stattfindet».63 Die Rechtsanwen-

dung ist somit ein Vorgang, der das Normprogramm vervollständigt, d.h. Regelungen mit 

eigenständigem, wenn auch begrenztem Gehalt trifft. Nur durch das «richtige» Zusammen-

wirken von Rechtsetzung und Rechtsanwendung kann ein politisches Programm in einem 

bestimmten Bereich realisiert werden.64 Mit der Verabschiedung einer Rechtsnorm endet denn 

auch die Verantwortung der Verwaltung nicht. Die Verwaltung ist in aller Regel auch Voll-

zugsorgan. Zum Vollzug gehört die Beobachtung der Auswirkungen der Gesetzgebung. Im 

Falle von Mängeln hat eine Rückmeldung an die Regierung zu erfolgen, um gegebenenfalls 

den Auftrag zur Vorbereitung von Korrekturen einzuholen. Gesetzgebung ist in diesem Sinne 

eine Daueraufgabe der Verwaltung.65  

 

Die Rechtsetzung liefert somit immer nur unvollständige Normprogramme, die der Umset-

zung, Konkretisierung und Vervollständigung durch die Rechtsanwendung bedürfen. Ob und 

was eine Regelung bewirkt, zeigt sich häufig erst bei ihrer Anwendung. Im Allgemeinen wer-

den dabei die Möglichkeiten der Rechtsetzung überschätzt, künftiges Geschehen zu ordnen 

und zu steuern und gleichzeitig wird der Regulierung durch die Rechtsanwendung zu wenig 

Bedeutung beigemessen. Die Rechtsanwendungsorgane sind dazu geeignet, praktikable Lö-

sungen für Probleme zu finden, die zum Voraus nicht oder nicht richtig erkannt und geregelt 

 
60 Müller/Uhlmann, Rz. 133 
61 Müller/Uhlmann, Rz. 297 
62 Interview im Anhang 2; Fragen 15 und 16 
63 Müller/Uhlmann, Rz. 33 mit weiteren Quellenangaben, Müller, Bedeutung von LeGes, S. 98 
64 Müller/Uhlmann, Rz. 291 
65 Müller/Uhlmann, Rz. 477 
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werden können.66 Trotz dieser Auffangfunktion der Rechtsanwendungsorgane sollten bei je-

der verwaltungsinternen Erlassvorbereitung möglichst gut durchdachte und vollzugstaugliche 

Rechtsnormen angestrebt werden, um damit den Rechtsanwendungsorganen den Vollzug zu 

erleichtern. 

 

4. Theoretische Grundlagen zum Projektmanagement 

Das Projektmanagement hat die Abwicklung eines Projekts zum Gegenstand. Unter einem 

Projekt wird ein in der Regel grösseres und aufgrund seiner Rahmenbedingungen einmaliges 

Vorhaben verstanden. Ein Projekt ist beispielsweise durch eine Zielvorgabe, einen Neuheits-

aspekt, Komplexität, Zusammenarbeit verschiedener Stellen und eine zeitliche, finanzielle, 

personelle oder andere Begrenzung gekennzeichnet.67 Die Vorbereitung der Rechtsetzung ist 

ein komplexer organisatorischer Vorgang. Ein Rechtsetzungsvorhaben ist in diesem Sinne 

auch Gegenstand des Projektmanagements.68  

 

Im Projektmanagement bedeuten die Prinzipien «vom Groben zum Detail» und «Varianten-

bildung» für die Bearbeitung von Problemen folgendes: Die Idee, die Entwicklung, die Um-

setzungsplanung und die Realisierung einer Lösung sind in einzelne Arbeitspakete oder Pha-

sen zu untergliedern, die logisch und zeitlich voneinander getrennt werden können.69 Der 

Vorteil einer solchen Etappierung liegt darin, dass das Projekt durch regelmässige Zwischen-

entscheide – sog. Meilenstein-Entscheide – des Auftraggebers besser gesteuert werden kann.70 

Das Phasenmodell in seiner einfachsten und idealtypischen Form sieht wie folgt aus:71 

 

Abbildung 5: Hermes-Phasenmodell für das Projektmanagement 

 
Quelle: HERMES (admin.ch) 

 

Im Gesetzgebungsleitfaden des Bundes wird auf HERMES als Hilfsmittel verwiesen.72 

HERMES ist die Projektführungsmethode für Projekte im Bereich der Informations- und 

Kommunikationstechnik, der Entwicklung von Dienstleistungen und Produkten sowie der 

Anpassung der Geschäftsorganisation (s. www.hermes.admin.ch). HERMES ist somit nicht 

für Rechtsetzungsverfahren konzipiert worden. Auch in der Literatur zum Projektmanagement 

 
66 Müller/Uhlmann, Rz. 37 
67 Nussbaum, S. 48f. 
68 Müller/Uhlmann, Rz. 465; auch Nussbaum, S. 50 
69 Kuster et al., S. 17 
70 Nussbaum, S. 66 
71 Kuster et al., S. 17 integrieren zusätzlich eine Phase der Vorstudie 
72 Gesetzgebungsleitfaden Bund, S. 44 

https://www.hermes.admin.ch/bva/de/onlinepublikation/index.xhtml?element=kategorie_phasen_und_meilensteine.html
http://www.hermes.admin.ch/
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stehen häufig Bau- oder Informatikprojekte im Vordergrund.73 Entsprechend fehlen in der 

Literatur zum Projektmanagement konkrete Hinweise auf Rechtsetzungsverfahren. 

 

Interessant ist deshalb, wie sich ein Rechtsetzungsverfahren eigentlich in die Systematik des 

Projektmanagements einordnen lässt. Im Gesetzgebungsleitfaden des Bundes wird zwar das 

Projektmanagement dem Rechtsetzungsverfahren gegenübergestellt, allerdings nur rudimentär 

und ohne Verwendung der einzelnen Phasen gemäss Projektmanagement.74 Die Begrifflich-

keiten aus dem Projektmanagement passen nicht direkt auf Rechtsetzungsprojekte und bedür-

fen einer sinngemässen Übertragung. Grundlage der nachfolgenden Überlegungen zur An-

wendung des Projektmanagements auf Rechtsetzungsverfahren ist das oben skizzierte Recht-

setzungsverfahren im Kanton Aargau (s. Teil III, Ziffer 1.2). Dessen Ablauf orientiert sich 

stark an den Erkenntnissen des in Wirtschaft und Wissenschaft entwickelten Projektmanage-

ments.75 

 

In der Initialisierungsphase geht es gemäss Projektmanagement darum, die wenigen richtigen 

Projekte für eine Organisation auszulösen. Die Projektidee muss es in der Initialisierungspha-

se schaffen, ins Programm der Projekte aufgenommen zu werden.76 Die Initialisierungsphase 

nach Projektmanagement entspricht damit der Impulsphase eines Rechtsetzungsverfahrens.  

 

In der Konzeptphase nach Projektmanagement werden Lösungsvarianten erarbeitet und beur-

teilt. Für die ausgewählte Variante werden ausführungsreife Pläne erstellt. Die Bedürfnisse 

sämtlicher Interessengruppen sind soweit möglich unter einen Hut zu bringen. Als Ergebnis 

der Konzeptphase ist eine bestimmte Lösung im Detail ausgearbeitet.77 In der Konzeptphase 

des Rechtsetzungsverfahrens wird im Wesentlichen ein Normkonzept erarbeitet, welches eine 

Variantenauswahl enthält. In der Entwurfsphase des Rechtsetzungsverfahrens wird gestützt 

auf das Normkonzept ein detaillierter Erlassentwurf ausgearbeitet. Sowohl in der Anhörungs-

phase als auch im parlamentarischen Verfahren kann es an diesem detaillierten Erlassentwurf 

noch zu Änderungen kommen. Eine bestimmte im Detail ausgearbeitete Lösung liegt damit 

erst mit dem endgültigen Entscheid über die neuen Rechtsnormen vor. Die Konzeptphase 

nach Projektmanagement entspricht damit allen weiteren Phasen des Rechtsetzungsverfahrens 

bis zum Schlussentscheid im parlamentarischen Verfahren (also Konzeptphase, Entwurfspha-

se, Anhörungsphase und parlamentarisches Verfahren).  

 

In der Realisierungsphase nach Projektmanagement werden die Pläne aus der Konzeptphase 

verwirklicht. Die Lösung bzw. das System wird gebaut und getestet.78 Diese Umschreibung 

entspricht in einem Rechtsetzungsverfahren am ehesten den Vorbereitungshandlungen für 

eine Inkraftsetzung. Die Verwaltung muss sich rechtzeitig mit Umsetzungsfragen beschäfti-

 
73 Nussbaum, S. 51, wonach in diesen Bereichen das Projektmanagement am frühesten angewendet wurde. 
74 Gesetzgebungsleitfaden Bund, S. 36, wonach nur die Begriffe «Projektplanung», «Projektcontrolling» und 

«Abschluss des Projekts» aufgeführt sind. 
75 Richtlinien der Rechtsetzung im Kanton Aargau, S. 11 
76 Kuster et al., S. 41 
77 Kuster et al., S. 60 
78 Kuster et al., S. 69 
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gen, namentlich mit dem Vollzugsrecht auf Verordnungsstufe oder in Kantonen und Gemein-

den. Oft sind schon vor dem Inkrafttreten organisatorische Vorkehrungen zu treffen.79 In den 

Vorbereitungshandlungen eingeschlossen sind nicht nur die Erarbeitung von Vollzugsverord-

nungen, sondern auch andere staatliche Handlungen, deren Vornahme die Voraussetzung bil-

det, dass das neue Gesetz ab Inkrafttreten auch tatsächlich vollzogen werden kann, namentlich 

das Bekanntmachen der neuen Rechtsnorm, das Einsetzen von Behörden und die Wahl von 

Personen oder die Schulung und Instruktion der Vollzugsbehörden.80 Darunter kann aber auch 

das Erarbeiten von Hilfsmitteln wie Formularen, Merkblättern oder Benutzeranleitungen für 

die Vollzugsbehörden und Private fallen.81 Mit dem Inkrafttreten der Rechtsnorm endet nach 

herrschender Auffassung die letzte Ablaufphase des Rechtsetzungsprojekts. Der eigentliche 

Vollzug fällt nicht mehr darunter.82 Damit werden Rechtsetzungsprojekte faktisch häufig nach 

Abschluss der Realisierungsphase abgeschlossen. 

 

In der Einführungsphase nach Projektmanagement werden insbesondere die Benutzer befä-

higt, die neue Lösung produktiv zu nutzen, die Lösung wird eingeführt und voll in Betrieb 

gesetzt, es wird kontrolliert, ob die Ziele erreicht sind und Wartung und Unterhalt werden 

vorbereitet.83 Es muss der sichere Übergang vom alten zum neuen Zustand gelingen. Dabei 

wird der Betrieb so lange durch das Projekt unterstützt, bis er stabil ist. Erst wenn dies der 

Fall ist, folgt der Entscheid zur Abnahme des Projektabschlusses. Mit der Projektschlussbeur-

teilung und der Übergabe offener Punkte an die Stammorganisation endet das Projekt und die 

Projektorganisation wird aufgelöst.84 Das Projekt ist also erst dann eingeführt, wenn der künf-

tige Anwender die neue Lösung im Alltag nutzbringend verwendet, alle Mängel behoben sind 

und die Projektdokumentation vollständig ist.85 Die Einführungsphase nach Projektmanage-

ment entspricht damit am ehesten der ersten Zeit der Rechtsanwendung nach Inkrafttreten 

einer Rechtsnorm bis zu dem Zeitpunkt, in dem der Vollzug in der Praxis aufgegleist ist, im 

Grundsatz reibungslos funktioniert und alle notwendigen Hilfsmittel zur Verfügung stehen. 

Es wird jedoch weder im Gesetzgebungsleitfaden des Bundes, noch in den Richtlinien der 

Rechtsetzung im Kanton Aargau auf eine Einführungsphase bei Rechtsetzungsverfahren ver-

wiesen. 

 

 
79 Müller/Uhlmann, Rz. 476 
80 Nussbaum, S. 73 
81 Müller/Uhlmann, Rz. 327, wonach amtliche Informationen Übersichten, Anleitungen oder allgemeine Infor-

mationen zu den neuen Rechtsnormen vor deren Inkrafttreten nicht nur erarbeitet, sondern sogar verbreitet wer-

den sollen; vgl. auch Kuster et al., S. 22 wonach in der Realisierungsphase benutzerfreundliche Dokumentatio-

nen bzw. Bedienungsanweisungen zu erstellen sind. 
82 Nussbaum, S. 73; auch Gesetzgebungsleitfaden des Bundes, S. 36, wonach das Gesetzgebungsprojekt spätes-

tens nach einer Volksabstimmung endet; ähnlich Kettiger, Gesetzescontrolling, S. 14, Ziffer 2.8.2 
83 Kuster et al., S. 76 
84 Mourgue d’Algue, S. 128 
85 Kuster et al., S. 75 



32 

 

Teil IV: Interdisziplinäre Ansätze zur Verbesserung der Vollzugstauglichkeit 

von Erlassen 

In den vorangegangenen Teilen sind die wichtigsten Vollzugsherausforderungen bei der Ein-

führung der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau beschrieben und theoretische Grundlagen zu 

Rechtsetzung, Rechtsanwendung und zum Projektmanagement erarbeitet worden. Gestützt 

darauf werden in diesem Teil IV interdisziplinäre Ansätze zur Verbesserung der Vollzug-

stauglichkeit von Erlassen in der verwaltungsinternen Erlassvorbereitung abgeleitet. Diese 

Erkenntnisse sollen für zukünftige Rechtsetzungsverfahren von Nutzen sein. Prämisse dabei 

ist, dass bei der Vorbereitung von Erlassen die Problemsicht kaum je weit genug sein kann.86 

1. Rechtsetzungsprojekte mit Einführungsphase nach Projektmanagement 

Wie in Teil III, Ziffer 4 aufgezeigt, beinhaltet das Projektmanagement bei jedem Projekt auch 

eine Einführungsphase. Bei Rechtsetzungsprojekten wird jedoch abweichend davon das Pro-

jekt häufig bereits am Ende der Realisierungsphase - das heisst spätestens mit dem Inkrafttre-

ten der neuen Bestimmungen - beendet. 

 

Die Beendigung eines Rechtsetzungsprojekts ohne Einführungsphase kann verschiedene Kon-

sequenzen haben: Erstens wird damit während des Rechtsetzungsverfahrens das Denken an 

die Einführung der neuen Rechtsnormen erschwert. Das Projektteam weiss von Anfang an, 

dass seine Aufgabe mit Inkrafttreten der neuen Rechtsnormen endet und für den Vollzug an-

dere Personen zuständig sein werden. Zweitens fehlt bei der Rechtsanwendung häufig das 

Know-How aus dem Rechtsetzungsverfahren, da die mit dem Vollzug betrauten Personen in 

der Regel nicht Mitglieder des Projektteams waren. Der Aufbau des Know-Hows kostet Zeit 

und damit Ressourcen in der Phase der Rechtsanwendung. Und drittens wird dadurch auch 

ein möglichst optimales Zusammenwirken von Rechtsetzung und Rechtsanwendung er-

schwert, was wie oben gezeigt, die Gefahr von Vollzugsdefiziten erhöht (s. Teil III, Ziffer 3). 

 

In dieser Masterarbeit wird deshalb die These vertreten, dass Rechtsetzungsverfahren auch in 

Bezug auf die Einführungsphase nach den Regeln des Projektmanagements abgewickelt wer-

den sollten.87 Das bedeutet, dass der Projektabschluss eines Rechtsetzungsprojekts nicht mit 

Inkrafttreten der neuen Rechtsnormen (oder sogar bereits mit dem Entscheid über die neuen 

Rechtsnormen) erfolgen sollte, sondern erst, wenn eine Anfangszeit des Vollzugs - also eine 

erste Einführungsphase in der Rechtsanwendung - vorüber ist. Erst dann sind mit den neuen 

Rechtsnormen erste Erfahrungen gesammelt, erste Praxisentscheide gefällt und, falls nötig, 

erste Korrekturen vorgenommen worden. Die Projektorganisation sollte eine gewisse Zeit 

über das Inkrafttreten der neuen Rechtsnormen hinaus bestehen und die Projektleitung ver-

antwortlich bleiben, was auch bei den Ressourcen für ein Rechtsetzungsverfahren entspre-

chend berücksichtigt werden sollte. Die Dauer der Einführungsphase bestimmt sich je nach 

 
86 Hotz, S. 129 
87 Ähnliche Einschätzung im Interview im Anhang 2; Fragen 11 und 12 
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Komplexität der Rechtsnormen. Ein solches Verständnis der Rechtsetzungsprojekte würde 

sowohl beim Bund als auch im Kanton Aargau eine Anpassung der Richtlinien zur Rechtset-

zung erfordern. 

 

Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Das Rechtsetzungsprojekt «Einführung der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau» endete ohne 

förmlichen Projektabschluss mit der Verabschiedung der neuen Bestimmungen durch den 

Grossen Rat im September 2016.88 Am 1. Mai 2017 traten die neuen Bestimmungen in Kraft. 

Erst am 1. Juli 2017 resp. am 1. September 2017 traten die mit dem Vollzug betrauten Perso-

nen ihre Stellen an. Dazwischen bestand eine Art Vakuum. 

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.1: Später Zeitpunkt der Vollzugsüberlegungen 

 

 

Erkenntnisse: 

 

Rechtsetzungsprojekte sollten erst nach Inkrafttreten der Rechtsnormen und nach einer Ein-

führungsphase gemäss Projektmanagement beendet werden. 

 

 

2. Verständnis des Policy Cycles mit ineinander übergreifenden Phasen 

Wie in Teil III, Ziffer 2.2 aufgezeigt, ist der Policy Cycle das meistverbreitete Phasenmodell 

des Politikprozesses. Obwohl dieses von Beginn weg kritisiert wurde, hat es sich als heuristi-

sches Instrument der Policy-Analyse etabliert. Die Kritik umfasst unter anderem die unrealis-

tische Vereinfachung des Prozesses der politischen Problemverarbeitung.89 Es wird diesbe-

züglich eine gewisse «deskriptive Ungenauigkeit» des Modells bemängelt. So lassen sich die 

Phasen nicht immer trennscharf abgrenzen. Es wird kritisiert, dass der Politikprozess kaum in 

logischen verknüpften Phasen ablaufe. Vielmehr beeinflussten die Phasen sich gegenseitig 

und zeitgleich. Die Politikgestaltung sei kein linear voranschreitender Prozess, bei dem eine 

Phase abgeschlossen wird, bevor die nächste beginnt.90 Zudem wird darauf hingewiesen, dass 

das Modell in vielen Teilen der Optik der politischen Praxis entspreche, da Politik und Ver-

waltung darauf bedacht seien, die Phasen Politikformulierung, Entscheidung und Umsetzung 

klar zu unterscheiden.91  

 

 
88 Interview im Anhang 2; Frage 4 
89 Sager et al., S. 90 
90 Sager et al., S. 163f. 
91 Sager et al., S. 165; vgl. auch Kettinger, Gesetzescontrolling, S. 13, wonach Rechtsetzung häufig als linearer 

Prozess verstanden wird. 
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Dieser Kritik wird entgegnet, dass sie sicherlich angebracht sei. Auf der anderen Seite sei das 

Modell aber leicht verständlich und biete einen guten Einstieg in die Analyse der komplexen 

Zusammenhänge der Politikgestaltung. Der Blick werde auf den Prozesscharakter der Politik-

gestaltung gelenkt und die Aufteilung des Politikprozesses in einzelne Phasen habe es ermög-

licht, die Komplexität und die Heterogenität der Politikgestaltung so aufzuteilen, dass sie der 

Forschung leichter zugänglich wurden.92  

 

Wie in Teil III, Ziffer 3 aufgezeigt, beeinflussen sich Rechtsetzung und Rechtsanwendung 

gegenseitig. Beide Funktionen dienen der Rechtsverwirklichung, sind aufeinander bezogen 

und können «ihre je eigene Erfüllung erst erlangen, wenn ihre Verknüpfung methodisch und 

faktisch dauernd stattfindet».93 In der Praxis ist es deshalb für Rechtsetzungsverfahren mit 

Blick auf die Vollzugstauglichkeit der Rechtsnormen von entscheidender Bedeutung, dass die 

einzelnen Phasen des Policy Cycles als ineinander übergreifende Phasen verstanden werden. 

Diese Verknüpfung von Rechtsetzung und Rechtsanwendung wird im Policy Cycle jedoch 

nicht abgebildet. Die im Policy Cycle gezeichneten Pfeile entsprechen genau der Länge der 

drei Teilbereiche «Genese», «Vollzug» und «Wirkungsentfaltung» (s. Abbildung 3). Damit 

wird rein visuell die Auffassung bestätigt, dass es sich um lineare Prozesse handelt. Die in der 

Verwaltungspraxis verbreitete Auffassung, die Phasen müssten klar unterschieden werden, 

werden so visuell noch zementiert. Es wäre deshalb zu prüfen, ob die Pfeile nicht besser pha-

senübergreifend gezeichnet werden sollten. Das würde ein gewisses ineinander Übergreifen 

der Phasen visualisieren. Um die gegenseitigen Verflechtungen zu visualisieren, könnten Pfei-

le mit zwei Spitzen statt Pfeile mit nur einer Spitze gewählt werden. In dieser Masterarbeit 

wird deshalb die These vertreten, dass die Darstellung des Policy Cycles gemäss Abbildung 6 

angepasst werden sollte:  

 

Abbildung 6: Idee eines Policy Cycles mit ineinander übergreifenden Phasen 

 
Quelle: Eigene Darstellung 

 
92 Sager et al., S. 164 
93 Müller/Uhlmann, Rz. 33 
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Damit wäre das Modell nach wie vor leicht verständlich und die einzelnen Phasen wären im-

mer noch klar sichtbar. Gleichzeitig würde aber der Kritik Rechnung getragen, dass sich die 

Phasen gegenseitig beeinflussen und es sich nicht um einen linearen Prozess handelt. 

 

Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Sämtliche Hilfsmittel zur Erhebung der Mehrwertabgabe wurden erst nach der Inkraftsetzung 

der neuen Bestimmungen erarbeitet. Eine angepasste Grafik zum Policy Cycle hätte daran 

kaum etwas geändert, würde aber zu einem differenzierteren Verständnis der Schnittstelle 

zwischen Rechtsetzung und Rechtsanwendung beitragen. 

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.1: Später Zeitpunkt der Vollzugsüberlegungen 

 

 

Erkenntnisse: 

 

Die graphische Darstellung des Policy Cycles sollte das ineinander Übergreifen der Phasen 

visualisieren. 

 

 

3. Argumentativ formulierte Botschaften 

Wie in Teil III, Ziffer 2.4 gezeigt, müssen Rechtsnormen vollzogen werden können. Eine 

Norm kann nur dann rechtssicher angewandt werden, wenn es über ihre Auslegung keinen 

substanziellen Streit gibt. Rechtsunsicherheit beginnt dort, wo Uneinigkeit über die Ausle-

gung und Anwendung einer Norm besteht.94 Rechtsnormen sind in Sprache gefasste Pro-

gramme für künftiges Geschehen. Sprache ist aber immer bis zu einem gewissen Grade unge-

nau, mehrdeutig und auslegungsbedürftig.95 Neben dem Wortlaut spielen bei der Auslegung 

auch die Systematik, die Entstehungsgeschichte und der Sinn und Zweck einer Norm eine 

Rolle.96 Bei der Ausgestaltung des Erlassentwurfes und der Formulierung der einzelnen Nor-

men werden beispielsweise Formen der Bestimmtheit beziehungsweise Unbestimmtheit der 

Normierung gewählt.97 Die Wahl des Bestimmtheitsgrades und der Bestimmtheitsform und 

die Kombination der entsprechenden Instrumente sollte nicht nur bewusst erfolgen, sondern 

auch transparent gemacht werden. Der Entscheid für einen Grad oder eine Form der Be-

stimmtheit sollte also begründet werden, sodass er überprüft und allenfalls korrigiert werden 

kann, wenn sich die Norm in der Anwendung nicht bewährt.98 Die Forderung nach Begrün-

dung eines während eines Rechtsetzungsverfahrens getroffenen Entscheids gilt jedoch nicht 

 
94 Nationaler Normenkontrollrat Deutschland, S. 15 
95 Müller/Uhlmann, Rz. 32 
96 Tschentscher et al., Rz. 25 
97 Müller/Uhlmann, Rz. 251 
98 Müller/Uhlmann, Rz. 273 
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nur für die Wahl des Bestimmtheitsgrades und der Bestimmtheitsform, sondern letztlich für 

alle Entscheide in der verwaltungsinternen Erlassvorbereitung, die einen relevanten Einfluss 

auf die gewählte Formulierung der Rechtsnorm haben. Als Beispiel können Übergangsregeln 

angeführt werden. Es sollte ein harmonischer Übergang vom bisherigen zum neuen Recht 

sichergestellt werden. Damit überprüft werden kann, ob eine gewählte Lösung zu einem har-

monischen Übergang führt, muss sie fundiert begründet werden. Solche Begründungen sind 

in den Botschaften enthalten. 

 

Beim Bund enthält der Botschaftsleitfaden viele Hinweise für das Erstellen einer Botschaft. 

Mit der Botschaft soll der Bundesrat dem Parlament die verfolgten politischen Ziele und Lö-

sungsansätze darlegen und seinen Antrag begründen. Botschaften richten sich an verschiedene 

Adressaten. Botschaft und Gesetzesentwurf bilden die Grundlagen für die Beratung und Ent-

scheidung der Bundesversammlung. Erstens sind die Adressaten von Botschaften also die 

Politikerinnen und Politiker, welche über die darin enthaltenen Anträge entscheiden.99 Zwei-

tens richtet sich eine Botschaft aber auch an die rechtsetzenden, rechtsanwendenden und 

rechtsprechenden Personen.100 Botschaften richten sich aber drittens auch an alle interessier-

ten Kreise wie beispielsweise Befürworter und Gegner bei einer Referendumsabstimmung. 

Dabei dient die Botschaft den Befürwortern und Gegnern einer Vorlage als Orientierung über 

deren Ziele und Inhalte. Interessierte Kreise können aber auch Medien oder Forschende 

sein.101 Der Nutzen einer Botschaft ist dabei umso grösser, je besser die Qualität der Botschaft 

ist. Die Qualität einer Botschaft misst sich an der darin enthaltenen Qualität der Argumentati-

on. Im Gesetzgebungsleitfaden des Bundes ist das wie folgt beschrieben: Die Botschaft sollte 

sprachlich eine möglichst gute Qualität aufweisen, systematisch übersichtlich gegliedert sein 

und auf knappem Raum die politisch und rechtlich relevanten Fragen zur Vorlage beantwor-

ten sowie die einzelnen Artikel kenntnisreich und verständlich erläutern.102  

 

Das argumentative Verfassen einer Botschaft zwingt letztlich auch die Verfasserin oder den 

Verfasser selbst zum Nachdenken und ist deshalb dazu geeignet, noch nicht fertig Gedachtes 

aufzudecken. Argumentativ gut formulierte Botschaften dienen nicht nur der reinen Informa-

tion der Adressaten, sondern helfen auch, Probleme bei der Rechtsanwendung zu vermeiden. 

Zeigen sich in der Praxis Auslegungsfragen, werden die Materialien beigezogen. Enthalten 

diese keine Hinweis auf eine offene Frage, besteht viel Spielraum für die rechtsanwendende 

Behörde. Argumentativ gut formulierte Botschaften tragen damit dazu bei, eine unbeabsich-

tigte Verschiebung der Steuerungsmöglichkeit vom Gesetzgeber auf die Vollzugsbehörde zu 

vermeiden. Die Führungskräfte sollten sich dessen bewusst sein und auf argumentativ gut 

formulierte Botschaften hinwirken. 

 
99 Botschaftsleitfaden, S. 7 
100 Botschaftsleitfaden, S. 7 
101 Botschaftsleitfaden, S. 7 
102 Gesetzgebungsleitfaden Bund, Rz. 248 
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Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Die Botschaften zur Einführung der Mehrwertabgabe waren argumentativ eher knapp. Die mit 

der Umsetzung der Mehrwertabgabe betrauten Personen bildeten deshalb in vielen Fällen eine 

eigene Praxis. Unter Umständen hätte bei einer umfassenderen Argumentation zur Über-

gangsregelung in der Botschaft und insbesondere bei Hinweisen auf verworfene Alternativen 

das Konfliktpotential der gewählten Lösung erkannt werden können. 

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.6 Heikle Übergangsregelung 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.7 Knappe Dokumentation 

 

 

Erkenntnisse: 

 

Es ist grosser Wert auf argumentativ gut formulierte Botschaften zu legen. Die verwaltungsin-

ternen Führungskräfte sollten entsprechend sensibilisiert werden. 

 

 

4. Hinweise zur Vollzugstauglichkeit in den Botschaften 

Art. 141 des Bundesgesetzes vom 13. Dezember 2002 über die Bundesversammlung (Parla-

mentsgesetz, ParlG; SR 171.10) enthält eine detaillierte Auflistung, welche Aspekte in einer 

Botschaft zu Erlassentwürfen des Bundes enthalten sein müssen. Gemäss Art. 141 Abs. 2 lit. 

d ParlG sind dies auch Erläuterungen zur geplanten Umsetzung des Erlasses, die geplante 

Auswertung dieser Umsetzung und die Prüfung der Vollzugstauglichkeit im vorparlamentari-

schen Verfahren.  

 

Im Kanton Aargau fehlt eine entsprechende Bestimmung. Auch sind in der kantonalen Vorla-

ge für Botschaften an den Grossen Rat keine Hinweise auf die Prüfung der Vollzugstauglich-

keit enthalten. Es würde der Vollzugstauglichkeit von Erlassen dienen, wenn in jeder Bot-

schaft ein Hinweis darauf enthalten wäre, wie die Verwaltung die Vollzugstauglichkeit in der 

verwaltungsinternen Erlassvorbereitung geprüft hat. Insbesondere würde dadurch auch eine 

Sensibilisierung der am Rechtsetzungsverfahren beteiligten verwaltungsinternen Personen für 

den Aspekt der Vollzugstauglichkeit erreicht. 
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Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Weder die Botschaft an den Grossen Rat zur 1. Beratung noch diejenige zur 2. Beratung ent-

hielten einen Hinweis dazu, ob und wie die Verwaltung die Vollzugstauglichkeit der neuen 

Bestimmungen zur Mehrwertabgabe prüfte. 

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.7 Knappe Dokumentation 

 

 

Erkenntnisse: 

 

Die Vorlagen für Botschaften an den Grossen Rat im Kanton Aargau sollten mit Hinweisen 

zur Prüfung der Vollzugstauglichkeit von Erlassen ergänzt werden. 

 

 

5. Durchführung von Test Cases 

Beim Redigieren von Normtexten muss man sich von den vorgestellten Fällen leiten lassen.103 

Eine Regelung wird am einfachsten dadurch überprüft, dass man sie auf möglichst viele hypo-

thetische Fälle anzuwenden versucht.104 Dazu kann der ausformulierte Entwurf auch Tests, 

Simulationen, Planspielen und ähnlichen Prüfungen unterzogen und dabei auch auf seine 

Vollzugstauglichkeit geprüft werden.105 Es geht mit anderen Worten um eine Art Prognose 

des Umgangs der rechtsanwendenden Organe mit dem entworfenen Text.106 Das gedankliche 

oder modellhafte Simulieren einer Massnahme unter verschiedenen Szenarien hilft, Risiken 

der gewählten Lösung zu erkennen.107 Solche Tests geben wertvolle Hinweise für bestehende 

Widersprüche und Unvollständigkeiten des Erlassentwurfs.108 Bei der Bildung solcher hypo-

thetischer Fälle ist es wichtig, dass an möglichst alle relevanten Fälle gedacht wird. Es sollten 

auch unübliche Konstellationen ausserhalb des Normalfalls und Konstellationen ausserhalb 

des Idealfalls mitberücksichtigt werden. Damit die hypothetischen Fälle zweckmässig ausge-

wählt werden können, ist eine möglichst umfassende Kenntnis der betroffenen Geschäftspro-

zesse unerlässlich.  

 

Im Kanton Aargau sind solche Praktikabilitätstests nur bei Erlassen vorgesehen, die starke 

Auswirkungen auf den Staatshaushalt oder auf die zeitlichen Ressourcen des Personals haben. 

Dies kann entweder so geschehen, dass gedanklich mehrere fiktive Fälle anhand der neuen 

Regelung durchgespielt oder dass Personen, die den Erlass künftig vollziehen oder durch ihn 

 
103 Müller/Uhlmann, Rz. 269 
104 Müller/Uhlmann, Rz. 85 
105 Müller/Uhlmann, Rz. 84 
106 Müller/Uhlmann, Rz. 142 
107 Gesetzgebungsleitfaden Bund, S. 68, Rz. 188 
108 Richtlinien der Rechtsetzung im Kanton Aargau, S. 38, Ziffer 5.3.2; auch Wyss, S. 288f. 
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betroffen sein werden, speziell zu seiner Verständlichkeit und Vollzugstauglichkeit befragt 

oder in Planspiele miteinbezogen werden.109 Auch der Bund sieht es nur vereinzelt als sinn-

voll an, Erlassentwürfe im Rahmen von Planspielen oder Praxistests mit den betroffenen Akt-

euren anhand von realistischen Situationen oder Fällen zu testen.110  

 

Es stellt sich die Frage, ob diese eingeschränkte Durchführung von Test Cases zielführend ist. 

Das systematische gedankliche Durchspielen von hypothetischen Fällen ist ein wichtiges 

Element der Prüfung einer Rechtsnorm auf ihre Vollzugstauglichkeit hin. Wie in Teil III, Zif-

fer 4 gezeigt, ist das Ergebnis der Realisierungsphase eines Projekts die getestete Lösung.111 

Wendet man diese Erkenntnis aus dem Projektmanagement auf das Rechtsetzungsverfahren 

an, so sollten die beabsichtigten Rechtsnormen immer und systematisch vor der Inkraftset-

zung getestet werden. In dieser Masterarbeit wird deshalb die These vertreten, dass in sämtli-

chen Rechtsetzungsverfahren systematisch hypothetische Testfälle gebildet und durchgespielt 

werden sollten. Es liegt dabei im Ermessen der Projektleitung des Rechtsetzungsverfahrens, 

die Test Cases jeweils in einem der Bedeutung des Erlasses angemessenen Umfang durchzu-

führen. 

 

Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Im Rechtsetzungsprojekt «Einführung der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau» fand keine 

systematische Durchführung von Test Cases statt.112 Es wäre zweckmässig gewesen, einige 

abgeschlossene Gesamtrevisionen von Nutzungsplanungen zur Hand zu nehmen und die ge-

planten neuen Bestimmungen zur Mehrwertabgabe anhand dieser bereits erfolgten Gesamtre-

visionen hypothetisch durchzuspielen.  

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.4 Fokus im Rechtsetzungsverfahren auf den erwarteten Normalfall 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.5 Fokus im Rechtsetzungsverfahren auf den Idealfall 

 

 

Erkenntnisse: 

 

In Rechtsetzungsverfahren sollten immer systematisch hypothetische Test Cases durchge-

spielt werden. Die Richtlinien der Rechtsetzung im Kanton Aargau sollten entsprechend an-

gepasst werden. 

 

 

 
109 Richtlinien der Rechtsetzung im Kanton Aargau, S. 38, Ziffer 5.3.2 
110 Gesetzgebungsleitfaden Bund, S. 68, Rz. 188 
111 Kuster et al., S. 69 
112 Interview im Anhang 2, Frage 6 
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6. Prüfung der Optimierung von Mitberichtsverfahren und Anhörung 

Im Bund, aber auch in den meisten Kantonen und in grossen Gemeinden, werden Erlassent-

würfe den interessierten oder davon betroffenen Amtsstellen zum Mitbericht unterbreitet. Im 

Mitberichtsverfahren überprüfen diese Amtsstellen die Entwürfe aus ihrer Sicht, erheben 

Einwendungen oder machen auf Mängel aufmerksam.113 Das Mitberichtsverfahren dient vor-

ab dazu, die Sichtweisen aller Betroffenen zu einem Geschäft zu sammeln und dem Regie-

rungsrat eine von der Verwaltung getragene Vorlage zu unterbreiten. Aus diesem Grund wird 

das Mitberichtsverfahren auch grundsätzlich durch das Konsensprinzip beherrscht.114 

 

Wie in Teil III, Ziffer 3 gezeigt, ist es wichtig, dass die Frage der Praktikabilität eines be-

stimmten Regelungsvorhabens frühzeitig geprüft wird.115 Es sollte versucht werden, mög-

lichst alle wahrscheinlichen Konsequenzen verschiedener politischer Massnahmen vorherzu-

sehen.116 Das Mitberichtsverfahren kann deshalb auch dazu dienen, unbeabsichtigte Folgen 

einer Rechtsnorm frühzeitig aufzudecken. Dies kann sich als schwierig erweisen, wenn noch 

keine Erfahrungen mit den zur Diskussion stehenden Rechtsnormen bestehen, da es sich um 

völlig neue Rechtsnormen handelt oder wenn in den anderen Departementen das Fachwissen 

fehlt. In der Praxis werden die Geschäfte anderer Departemente denn im Wesentlichen auch 

nur auf politisch heikle Punkte und auf Plausibilität hin geprüft.117 Für weitergehende Abklä-

rungen fehlt in den anderen Departementen in der Regel die Zeit. Vollzugsschwierigkeiten 

werden deshalb anlässlich eines Mitberichtsverfahrens wohl höchstens in offensichtlichen 

Fällen entdeckt.118 

 

Es sind verschiedene Ansätze denkbar, wie im Kanton Aargau in Zukunft das Mitberichtsver-

fahren optimiert werden könnte, damit vermehrt Erkenntnisse in Bezug auf die Vollzugstaug-

lichkeit gewonnen werden könnten: 

1. Die Unterlagen des Mitberichtsverfahrens zu Rechtsetzungsprojekten sollten zwin-

gend Aussagen zur Vollzugstauglichkeit enthalten. Damit wird einerseits gewährleis-

tet, dass sich die Projektleitung explizit mit der Prüfung der Vollzugstauglichkeit be-

fasst und andererseits werden die in das Mitberichtverfahren einbezogenen Stellen auf 

diese Thematik aufmerksam gemacht und schenken ihr dadurch eher Aufmerksamkeit. 

2. Die Richtlinien der Rechtsetzung im Kanton Aargau enthalten keinen Hinweis darauf, 

wo Probleme bezüglich der Vollzugstauglichkeit liegen könnten. Die Richtlinien der 

Rechtsetzung sollten diesbezüglich ergänzt werden. Auch sollten Hinweise gemäss der 

obenstehenden Ziffer 1 aufgenommen werden. 

3. Eine weitere Möglichkeit wäre es, eine verwaltungsinterne Stelle vorzusehen, welche 

sich bei jedem Rechtsetzungsprojekt im Rahmen des Mitberichtsverfahrens speziell 

 
113 Müller/Uhlmann, Rz. 147 
114 Richtlinien der Rechtsetzung im Kanton Aargau, S. 40, Ziffer 5.4.3 
115 Müller/Uhlmann, Rz. 297 
116 Sen, S. 310 unten 
117 So auch für Vernehmlassungsverfahren im Kanton Bern, s. Forum für Rechtsetzung LEGES 2010/2, S. 269 
118 Ähnliche Einschätzung im Interview im Anhang 2, Frage 14 
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der Prüfung der Vollzugstauglichkeit widmet. Diese Stelle könnte im Kanton Aargau 

beispielsweise beim Rechtsdienst des Regierungsrats angesiedelt sein.119 

 

Mit dem Vernehmlassungsverfahren sollen auch ausserhalb der Verwaltung stehende Perso-

nen und andere Organisationen in den Prozess der Meinungsbildung und Entscheidfindung 

einbezogen werden.120 Behörden gewinnen durch die Betroffeneneinbindung zusätzliche Ka-

pazitäten und Informationen, welche ihnen erlauben, bessere Lösungsansätze zu entwi-

ckeln.121 Auf Bundesebene ist für das Vernehmlassungsverfahren in Art. 2 Abs. 2 des Bun-

desgesetzes über das Vernehmlassungsverfahren (Vernehmlassungsgesetz, VlG; SR 172.061) 

ausdrücklich vorgesehen, dass dieses Aufschluss über die sachliche Richtigkeit, die Voll-

zugstauglichkeit und die Akzeptanz eines Vorhabens geben soll.122 In der Literatur wird aus-

geführt, dass es sogar sinnvoll sein könnte, in der Vernehmlassung präzise Fragen zu Voll-

zugsaspekten zu stellen.123 Im Kanton Aargau fehlt eine entsprechende gesetzliche Regelung 

sowohl für das Mitberichtsverfahren als auch für die Anhörungen. 

 

Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Bei der Einführung der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau wurden ein internes Mitberichts-

verfahren und eine externe Anhörung durchgeführt. Die Vollzugstauglichkeit war bei beiden 

kein Thema.  

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.1 Später Zeitpunkt der Vollzugsüberlegungen 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.6 Heikle Übergangsregelung 

 

 

Erkenntnisse: 

 

Es sollte geprüft werden, ob das Mitberichtsverfahren und die Anhörungen im Kanton Aargau 

in Bezug auf die Prüfung der Vollzugstauglichkeit von Erlassen optimiert werden können. 

 

 

 
119 Buomberger, S. 2 fordert für die Schweiz eine externe unabhängige Prüfstelle. Eine solche verbessere mittel-

fristig die Qualität der Regulierungen und garantiere, dass die Verbesserung der regulatorischen Rahmenbedin-

gungen als Daueraufgabe wahrgenommen wird. 
120 Müller/Uhlmann, Rz. 151 
121 Ritz et al.; S. 113 
122 Müller/Uhlmann, Rz. 73 (S. 56 oben) 
123 Forum für Rechtsetzung LEGES 2010/2, S. 268; vgl. auch Schuler auf S. 7 der Präsentation für den Einbezug 

der Kantone beim Vollzug von Bundesrecht 



42 

 

7. Genügend Ressourcen für Rechtsetzungsverfahren 

Die Beschaffung und Verarbeitung der Informationen, die für eine «richtige», d.h. gerechte, 

wirksame, effiziente und akzeptierte Normierung erforderlich sind, ist eine der schwierigsten 

Aufgaben der an der Rechtsetzung mitwirkenden Organe.124 Viele Mängel der Rechtsetzung 

sind auf eine unzureichende Abklärung des Ist-Zustandes und der wahrscheinlichen Auswir-

kungen der geplanten Normierungen zurückzuführen. Die Verwaltungsbehörden verfügen oft 

nicht über genügend Mittel und noch häufiger über zu wenig Zeit,125 um die notwendigen 

Informationen zu beschaffen und so aufzubereiten, dass sie bei der Konzeption und bei der 

Redaktion eines Erlasses ausreichend berücksichtigt werden können.126 Eine gute Gesetzge-

bung bedingt somit zwingend genügend Ressourcen im Rechtsetzungsprojekt.  

 

Beim Start eines Rechtsetzungsprojektes sind immer auch Entscheide betreffend Einteilung 

und Einsatz öffentlicher Ressourcen finanzieller, personeller und zeitlicher Art abzuleiten, die 

der Projektleitung zur Verfügung gestellt werden. Anlässlich der Initialisierungsphase eines 

Projekts werden die erforderlichen Ressourcen geplant und bereitgestellt.127 Es ist auch eine 

geeignete Infrastruktur erforderlich. Auch physische Ressourcen wie Maschinen, Gebäude 

oder Computersysteme stellen als Realkapital Ressourcen dar und müssen für ein Rechtset-

zungsprojekt zur Verfügung gestellt werden.128 Davon zu unterscheiden sind die Ressourcen 

für die Rechtsanwendung.129 

 

Wie in Teil III, Ziffer 2.3 aufgezeigt, kann ein faktisches Vollzugsdefizit entstehen, wenn das 

Gesetz zwar ausreichende Möglichkeiten zum Vollzug vorsieht, die Verwaltung dann aber 

nicht oder nur teilweise vollzieht, weil beispielsweise Ressourcen fehlen. Grund dafür können 

einerseits fehlende Ressourcen bei der rechtsanwendenden Behörde sein. Andererseits können 

aber auch fehlende Ressourcen im Rechtsetzungsverfahren einen Grund für faktische Voll-

zugsdefizite darstellen. Stehen im Rechtsetzungsverfahren zu wenige Ressourcen zur Verfü-

gung, führt das unter Umständen dazu, dass bei Inkrafttreten einer neuen Bestimmung deren 

Vollzug noch nicht genügend vorbereitet ist. Statt für den Vollzug selbst wird die Zeit der 

rechtsanwendenden Behörde dann für die Vorbereitung des Vollzugs benötigt. Das birgt – 

mindestens für eine Anfangszeit – die Gefahr eines faktischen Vollzugsdefizits in sich. 

 
124 Müller/Uhlmann, Rz. 470 
125 s. auch Müller/Uhlmann, Rz. 137, wonach der für die Ausarbeitung von Rechtsnormen zur Verfügung ste-

hende Zeitraum stets (zu) kurz ist, da die Politik praktisch immer möglichst schnell wirksam werdende Regelun-

gen erwartet. 
126 Müller/Uhlmann, Rz. 472 
127 Kuster et al., S. 41 
128 Mankiv & Taylor, 2018, S. 674; Johnson et al., 2018, S. 140 
129 Bspw. Kettiger, Gesetzescontrolling, S. 61 betreffend Evaluationen 
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Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Die Mitglieder der Arbeitsgruppe des Rechtsetzungsverfahrens «Einführung der Mehrwertab-

gabe im Kanton Aargau» mussten dieses grössere Rechtsetzungsprojekt neben ihrem Alltags-

geschäft bewältigen.130 Vollzugsvorbereitungen waren kaum möglich.  

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.1: Später Zeitpunkt der Vollzugsüberlegungen 

 

 

Erkenntnisse: 

 

Für qualitativ hochwertige Rechtsetzungsverfahren sind genügend Ressourcen wichtig.  

 

 

8. Förderung des interdisziplinären Denkens bei juristischem Hintergrund 

In allen Phasen eines Rechtsetzungsverfahrens sind Juristinnen und Juristen massgeblich be-

teiligt. Sie bringen das erforderliche konzeptionelle und methodische Know-How mit, um bei 

der Erarbeitung von Normtexten in sinnvollen Schritten vorzugehen und dabei die Vorgege-

benheiten, den rechtlichen Rahmen und die Wirkungen neuer Regelungen ausreichend zu 

berücksichtigen.131 Rechtsetzung ist jedoch eine interdisziplinäre Aufgabe. In allen Phasen 

der Erarbeitung von Normtexten müssen Fachleute aus verschiedenen Disziplinen zusam-

menwirken.132 Qualitativ hochstehendes Recht kann heute nur noch im Rahmen interdiszipli-

närer Bemühungen erzeugt werden.133 Die Rechtsetzung muss interdisziplinärer werden, da-

mit sie eine optimale inhaltliche Qualität und damit eine optimale Fairness erreicht.134 

Dadurch sollen die spezifischen Perspektiven der Einzelwissenschaften aufgebrochen werden, 

welche die Erfahrungsobjekte in bestimmter Weise fokussieren.135 Es muss sich dabei um 

eine institutionalisierte Form der Interdisziplinarität handeln, weil nur so sichergestellt wird, 

dass das relevante Wissen in einer Phase der Rechtsetzung verarbeitet wird, die sich noch 

durch hinreichende Offenheit auszeichnet. Es ist zu spät, wenn erst das Parlament Expertin-

nen und Experten anhört.136 Im Kanton Aargau enthalten die Richtlinien der Rechtsetzung 

keinen expliziten Hinweis auf die Interdisziplinarität der Rechtsetzungsverfahren. Trotzdem 

besteht weit verbreitete Einigkeit, dass eine Absprache zwischen Juristen und Juristinnen und 

anderen Disziplinen im Rechtsetzungsverfahren notwendig ist.137 

 
130 Interview im Anhang 2; Fragen 3 und 10 
131 Müller/Uhlmann, Rz. 4 
132 Müller/Uhlmann, Rz. 3; Gesetzgebungsleitfaden Bund, S. 46, Rz. 85 
133 Uhlmann, Festschrift für Paul Richli, S. 782 
134 Richli, S. 1 
135 Richli, S. 11 
136 Richli, S. 6 
137 So auch Interview im Anhang 2; Frage 13 
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Im Kontrast zu diesem unbestrittenen Ruf nach Interdisziplinarität in Rechtsetzungsverfahren 

scheint in der Verwaltungspraxis aber auch eine Art Subkultur unter Juristinnen und Juristen 

zu existieren. Eine Subkultur ist gemäss Wikipedia «eine soziologische Bezeichnung für die 

mehr oder weniger abweichende Kultur der Teilgruppe einer Gesellschaft». Insbesondere 

grosse Verwaltungen verfügen vielfach über mehrere unterschiedliche Kulturen und mehrere 

Subkulturen. Subkulturen entwickeln sich beispielsweise entlang Organisationseinheiten, 

Standorten, Berufsgruppen, Funktionen oder Hierarchieebenen. In öffentlichen Organisatio-

nen sind insbesondere die Berufsorientierung und damit zusammenhängende Subkulturen 

stark ausgeprägt.138 Bei den Juristinnen und Juristen in der öffentlichen Verwaltung wird in 

der Regel das juristische Denken sehr hoch gewichtet.139 Juristische Denken ist für die juristi-

sche Arbeit unbestrittenermassen sehr wichtig, sollte jedoch mit etwas mehr interdisziplinä-

rem Denken angereichert werden.  

 

Wie in Teil III, Ziffer 4 ausgeführt, handelt es sich bei Rechtsetzungsverfahren um Projekte. 

Es ist deshalb unerlässlich, dass sich die damit befassten Juristinnen und Juristen ein Min-

destmass an Kenntnissen im Projektmanagement aneignen. Es ist aber auch eine gewisse Of-

fenheit für andere Disziplinen und die Bereitschaft zum Lernen von Neuem (beispielsweise 

der Bedienung eines Tools zur Aufnahme von Geschäftsprozessen oder eine Sensibilität für 

Digitalisierungsfragen) zwingend. Der Austausch mit internen und externen Expertinnen und 

Experten kostet Zeit und Geld.140 Auch deshalb ist es wichtig, dass bei den Juristinnen und 

Juristen genügend interdisziplinäre Sensibilität besteht, um im richtigen Moment die richtigen 

Personen beizuziehen. Es muss abgewogen werden, in welchen Fällen Expertinnen und Ex-

perten beigezogen werden müssen und was selbst erledigt werden kann. Die Förderung des 

interdisziplinären Denkens bei Juristinnen und Juristen scheint zur Erhöhung dieser Sensibili-

tät ein guter Ausgangspunkt zu sein. Dazu sind insbesondere Weiterbildungen von an Recht-

setzungsverfahren beteiligten Juristinnen und Juristen zielführend.141 Es wird sogar über eine 

Pflicht zur Offenlegung der Reflektion über interdisziplinäre Zusammenarbeit nachgedacht.142 

Das dürfte aber wohl etwas weit führen. 

 

 
138 Ritz et al., S. 371 
139 So hat die Verfasserin dieser Masterarbeit einmal die Aussage gehört, die Beschäftigung mit Geschäftspro-

zessen habe nichts mit juristischem Denken zu tun und sei deshalb von anderen zu erledigen. 
140 Uhlmann, Festschrift für Paul Richli, S. 785 
141 Müller/Uhlmann, Rz. 566 ganz unten zur generellen Weiterbildung im Bereich der Rechtsetzung; so auch 

Kettinger, Gesetzescontrolling, S. 60; Uhlmann, Festschrift für Paul Richli, S. 791 spezifisch zu interdisziplinä-

rer Ausbildung und Austausch. 
142 Uhlmann, Festschrift für Paul Richli, S. 788 
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Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Im Rechtsetzungsprojekt «Einführung der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau» wäre es sinn-

voll gewesen, den geplanten Geschäftsprozess frühzeitig und vollständig mit einem dafür ge-

eigneten Tool zur Modellierung von Geschäftsprozessen aufzuzeichnen. Die Sensibilität für 

die Wichtigkeit von Geschäftsprozessen war nicht genügend ausgeprägt. 

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.2 Später Zeitpunkt der detaillierten Modellierung des Geschäfts-

prozesses 

 

 

Erkenntnisse: 

 

Das interdisziplinäre Denken bei Juristinnen und Juristen sollte gefördert werden. 

 

 

9. Sensibilisierung für Geschäftsprozesse 

Bei der Vorbereitung von Erlassen sollte das gestellte normative Problem möglichst vollstän-

dig überblickt werden.143 Entscheidend ist dabei nicht nur der materielle Gehalt einer Rechts-

norm, sondern auch eine umfassende Kenntnis und optimierte Ausgestaltung der zugrundelie-

genden Geschäftsprozesse.  

 

Unter Geschäftsprozessmanagement wird ein integriertes System aus Führung, Organisation 

und Controlling verstanden, das eine zielgerichtete Steuerung der Geschäftsprozesse ermög-

licht.144 Hauptziel des Geschäftsprozessmanagements ist es unter anderem, durch Optimie-

rung der Geschäftsprozesse die Effektivität und Effizienz der Organisation zu erhöhen.145 

Verwaltungen funktionieren nicht nach einem solchen System des Geschäftsprozessmanage-

ments. Trotzdem ist es auch für Verwaltungen aus Kostengründen sinnvoll, ihre Geschäfts-

prozesse zu optimieren. Auf die Verwaltung bezogen steht Prozessdenken aber heute noch im 

Schatten eines Denkens, das von vorhandenen Strukturen sowie kulturellen Prägungen aus-

geht.146  

 

Das Ziel von Prozessoptimierungen wird gewöhnlich in der Steigerung der Output-Effizienz 

in verschiedenen Formen gesehen: Schneller und billiger. Es können aber auch Transparenz, 

Ausfallsicherheit oder Qualitätsverbesserungen, beispielsweise durch geringere Fehlerhäufig-

keit, damit verbunden sein.147 Die Gestaltung neuer Geschäftsprozesse in der Verwaltung 

 
143 Hotz, S. 130 
144 Schmelzer, S. 58, Ziffer 1.6 
145 Schmelzer, S. 59, Ziffer 1.6 
146 Lenk, S. 9 
147 Lenk, S. 19 
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wird auch im Zusammenhang mit Bürokratieabbau gesehen, wonach Anstrengungen zum 

Bürokratieabbau aus zwei weit auseinander liegenden Praxisbereichen kommen: Der eine 

Weg führt von den IT-Infrastrukturen her zu einem bürokratiesparenden Verwaltungsvollzug, 

welcher sich in veränderten Geschäftsprozessen niederschlägt. Der andere Weg sind bürokra-

tiesparende Regulierungen, welche bis hin zur Gestaltung der entsprechenden Geschäftspro-

zesse des Vollzugs gehen sollten.148  

 

Optimierte Geschäftsprozesse beinhalten keine Widersprüche. Im Organisations- und Verfah-

rensrecht haben widersprüchliche Regeln Kompetenzkonflikte, unrationelle Arbeitsabläufe, 

Lücken oder Doppelspurigkeiten bei der Aufgabenerfüllung zur Folge und können Entschei-

dungsprozesse hemmen.149 Schwierigkeiten können auch entstehen, wenn mehrere Dienststel-

len involviert sind. Typische Probleme sind dann zu lange Verfahrensdauern, Verzögerungen 

aufgrund interner Koordination, Mehrfachbelastungen durch Formulare, zu viele Ansprech-

partner oder unklare Kompetenzordnungen.150 Es wird zudem eine Tendenz zur komplexen 

Aufgabenverflechtung zwischen den staatlichen Ebenen festgestellt.151 Dafür wird sogar der 

Begriff der «institutionalisierten Verantwortungslosigkeit» verwendet: Handlungskompetenz, 

Risiko und Verantwortung gehörten in die gleiche Hand. Die nobelste Aufgabe im Bundes-

staat sei die ordnungspolitisch saubere Aufgabenteilung und Kompetenzzuordnung. Wer 

Kompetenzen übertragen erhalte, müsse das Risiko und dafür die finanzielle und politische 

Verantwortung tragen.152 Grundlage für eine saubere Aufgabenteilung und Kompetenzzuord-

nung ist ein gut durchdachter Geschäftsprozess. 

 

Beim Vollzug stellen sich unter anderem auch Fragen betreffend die Kontrollmöglichkeiten 

bei der Umsetzung.153 Es besteht ein enger Zusammenhang zwischen Zuständigkeiten und 

Kontrollmöglichkeiten. Bereits im Rechtsetzungsverfahren sollte deshalb einem optimierten 

Geschäftsprozess, der Notwendigkeit von Kontrollen und allfälligen Kontrollmöglichkeiten 

genügend Beachtung geschenkt werden. Schon beim Festlegen von Zuständigkeiten im 

Rechtsetzungsverfahren sollte daran gedacht werden, wer im Vollzug die Verantwortung 

trägt, wer kontrolliert und wie überhaupt kontrolliert werden kann. Dies beinhaltet auch Über-

legungen zur Möglichkeit der Digitalisierung. 

 

 
148 Brüggemeier, S. 14 
149 Müller/Uhlmann, Rz. 218 
150 Ritz et al., S. 170, Ziffer 5 
151 Nuspliger, S. 142 
152 Schaltegger, 3. Absatz 
153 Sager et al., S. 118 
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Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Bei einer frühzeitigen vollständigen Modellierung des neuen Geschäftsprozesses zur Erhe-

bung der Mehrwertabgabe wäre die Projektleitung frühzeitig gezwungen gewesen zu überle-

gen, was passieren soll, wenn eine Gemeinde eine vorgeschriebene Information an den Kan-

ton unterlässt oder nicht korrekte Daten liefert. Damit hätte die Frage der Art und Häufigkeit 

von Kontrollen seitens des Kantons in das Rechtsetzungsverfahren einfliessen können. Die 

Sensibilität für die Wichtigkeit von Geschäftsprozessen war nicht genügend ausgeprägt. 

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.2 Später Zeitpunkt der detaillierten Modellierung des Geschäfts-

prozesses 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.5 Fokus im Rechtsetzungsverfahren auf den Idealfall 

 

 

Erkenntnisse: 

 

Die Projektleitungen von Rechtsetzungsprojekten sollten für Geschäftsprozesse und deren 

Wichtigkeit in Rechtsetzungsverfahren sensibilisiert werden. 

 

 

10. Verbreitete Einführung von Prozessmodellierungstools 

Auch in Verwaltungen sollte das technologische Leistungspotenzial genutzt werden.154 Wie in 

Teil IV, Ziffer 7 aufgezeigt, stellen heutzutage auch digitale Hilfsmittel wichtige Ressourcen 

im Rechtsetzungsverfahren dar. Eines davon sind digitale Hilfsmittel zur Modellierung von 

Geschäftsprozessen. Unter Prozessmodellierung wird die vollständige, formale, präzise und 

konsistente Beschreibung von Geschäftsprozessen verstanden.155 Es existieren heutzutage 

einfache und intuitiv anwendbare Produkte, welche auch für Personen ohne spezifische Pro-

zessmodellierungskenntnisse geeignet sind.156  

 

Auch innerhalb der Verwaltung erscheint ein breiter Einsatz von digitalen Hilfsmitteln zur 

Modellierung von Geschäftsprozessen als sinnvoll. Alle Mitarbeitenden sollten die sie betref-

fenden Geschäftsprozesse mit einem geeigneten Informatiktool und ohne grossen Aufwand 

aufzeichnen können. Wird jeder Schritt eines Geschäftsprozesses visuell sichtbar gemacht, 

erleichtert das auch dessen Optimierung. Mit visualisierten Geschäftsprozessen werden einer-

seits Doppelspurigkeiten und fehlende Schritte sichtbar. Andererseits wird aber auch die Dis-

kussion über Sinn und Unsinn einzelner Abläufe erleichtert. In Rechtsetzungsprojekten dient 

das insbesondere bei neuen Prozessen der Sicherstellung der Vollzugstauglichkeit und damit 

der Vermeidung von Vollzugsdefiziten. 

 
154 Ritz et al., S. 3 
155 Schmelzer, Ziffer 12.3.1.1 
156 Bspw. DiPP IMS als Qualitätsmanagement-System 
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Bezug zu den Erfahrungen mit der Mehrwertabgabe: 

 

Der neue Geschäftsprozess zur Erhebung der Mehrwertabgabe wurde im Rechtsetzungsver-

fahren mit Hilfe von Word und Excel und nur rudimentär abgebildet.157 Eine verbreitete Ein-

führung eines einfach zu bedienenden Prozessmodellierungstools könnte für zukünftige 

Rechtsetzungsverfahren hilfreich sein. 

 

Siehe auch Teil II, Ziffer 2.2 Später Zeitpunkt der detaillierten Modellierung des Geschäfts-

prozesses 

 

 

Erkenntnisse: 

 

In der Verwaltung sollten einfache Tools zur Modellierung von Geschäftsprozessen zur Ver-

fügung stehen und die Mitarbeitenden das Know-How zu deren Nutzung haben. 

 

 

Teil V: Schlussfolgerungen 

Rechtsetzung ist ein anspruchsvoller und interdisziplinärer Prozess. Die Analyse des Beispiels 

«Einführung der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau» zeigte verschiedene Vollzugsheraus-

forderungen auf. Mit dieser Masterarbeit sind anhand dieser Erfahrungen die folgenden zehn 

interdisziplinären Ansätze herausgearbeitet worden, wie in Zukunft in der verwaltungsinter-

nen Erlassvorbereitung zur Verbesserung der Vollzugstauglichkeit beigetragen werden könn-

te: 

 

1. Rechtsetzungsprojekte sollten erst nach Inkrafttreten der Rechtsnormen und nach einer 

Einführungsphase gemäss Projektmanagement beendet werden. 

2. Die graphische Darstellung des Policy Cycles sollte das ineinander Übergreifen der 

einzelnen Phasen visualisieren. 

3. Es ist grosser Wert auf argumentativ gut formulierte Botschaften zu legen. Die verwal-

tungsinternen Führungskräfte sollten entsprechend sensibilisiert werden. 

4. Die Vorlagen für Botschaften an den Grossen Rat im Kanton Aargau sollten mit Hin-

weisen zur Prüfung der Vollzugstauglichkeit von Erlassen ergänzt werden. 

5. In Rechtsetzungsverfahren sollten immer systematisch hypothetische Test Cases 

durchgespielt werden. Die Richtlinien der Rechtsetzung im Kanton Aargau sollten 

entsprechend angepasst werden. 

6. Es sollte geprüft werden, ob das Mitberichtsverfahren und die Anhörungen im Kanton 

Aargau in Bezug auf die Prüfung der Vollzugstauglichkeit von Erlassen optimiert 

werden können. 

 
157 Interview im Anhang 2; Frage 9 
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7. Für qualitativ hochwertige Rechtsetzungsverfahren sind genügend Ressourcen wich-

tig.  

8. Das interdisziplinäre Denken bei Juristinnen und Juristen sollte gefördert werden. 

9. Die Projektleitungen von Rechtsetzungsprojekten sollten für Geschäftsprozesse und 

deren Wichtigkeit in Rechtsetzungsverfahren sensibilisiert werden. 

10. In der Verwaltung sollten einfache Tools zur Modellierung von Geschäftsprozessen 

zur Verfügung stehen und die Mitarbeitenden das Know-How zu deren Nutzung ha-

ben. 

 

Auch wenn alle diese interdisziplinären Ansätze umgesetzt werden, wird es kein perfekt 

durchgeführtes Rechtsetzungsverfahren geben. Auch bei noch so guter verwaltungsinterner 

Erlassvorbereitung wird der Gesetzgeber nie an alles denken und alles Gedachte perfekt for-

mulieren. Das was gedacht wurde, wurde im Beispiel des Rechtsetzungsverfahrens «Einfüh-

rung der Mehrwertabgabe im Kanton Aargau» gut aufbereitet. Die Krux lag aber bei denjeni-

gen Punkten, an die nicht gedacht wurde.  

 

Ziel eines jeden Rechtsetzungsverfahrens sollte eine möglichst umfassend gedachte Rechtset-

zung mit einer vollständigen und nachvollziehbaren Dokumentation sein. Sowohl für die Poli-

tik als auch für die Vollzugsbehörden ist eine gut durchdachte und argumentativ gut doku-

mentierte Erlassvorbereitung essentiell. Andernfalls besteht ein erhöhtes Risiko von Voll-

zugsproblemen oder gar Vollzugsdefiziten. Die Prüfung der Vollzugstauglichkeit von Erlas-

sen stellt bei der verwaltungsinternen Erlassvorbereitung zwar einen gewissen Aufwand dar, 

die Qualität der Rechtsetzung rechtfertigt diesen aber.158 Dem Aspekt der Vollzugstauglich-

keit sollte deshalb bei der verwaltungsinternen Erlassvorbereitung in Zukunft noch vermehrt 

Beachtung geschenkt werden. 

 

 
158 vgl. auch Forum für Rechtsetzung, Frank Schuler, S. 8 betreffend Optimierung von Vernehmlassungsverfah-

ren. 
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